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Einleitung. 


Kapitel  I. 

Die  politischen  und  völkerrechtlichen  Beziehungen  der 
Staaten  untereinander  sind  angebahnt  durch, den  Handel  ihrer 
Untertanen,  und  zwar  in  erster  Linie  durch  den  Seehandei. 
Sind  die  Staaten  als  solche  einmal  in  völkischen  Verkehr  ge- 
kommen, so  tritt  die  politische  Bedeutung  des  Seehandels  zwar 
mehr  zurück,  er  behält  aber  seine  unendlich  hohe  Bedeutung 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete.  Der  Seehandel  —  man  denke 
an  Spanien  ausgangs  des  17.  Jahrhunderts,  an  Holland  und 
Kngland  —  stellt  oft  das  Leben  des  Staates  dar.  Ohne  See- 
handel würde  mancher  Staat,  besonders  in  früheren  Zeiten, 
eine  Wüste  und  ohne  Bedeutung  gewesen  sein.  Es  erübrigt 
sich  aber  wohl,  weiter  auf  die  wichtige  Stellung  des  Seehan- 
dels hinzuweisen.  Alan  kann  es  deshalb  nur  begreiflich  finden, 
daß  die  einzelnen  Staaten  zur  Förderung  und  Sicherheit  dieses 
Handels,  insbesondere  der  Träger  des  Seehandeds,  —  Träger, 
wörtlich  und  bildlich  zu  nehmen  —  der  Seehandelsschiffe, 
viele  Vorkehrungen  und  Einrichtungen  getroffen  haben,  trotz- 
dem doch  diese  Schiffe  im  allgemeinen  nicht  im  Eigentum  der 
Staaten  selbst,  sondern  einzelner  Untertanen  oder  Privat- 
gesellschaften stehen.  Nichtsdestoweniger  stehen  der  freien 
Betätigung  und  Entwicklung  des  Seehandels  mancherlei  Hin- 
dernisse im  Wege,  besonders  in  Kriegszeiten,  in  denen  doch 
seine  Bedeutung  eine  erhöhte  ist.  Es  ist  zwar  versucht  und 
in  mancherlei  Beziehung  auch  gelungen,  für  den  Kriegs- 
fall, da  das  nationale  Recht  des  Staates  über  seinen  Hoheits- 
bereich hinaus  nicht  zwingen  kann,  also  nicht  genügt,  durch 
internationale  Abmachungen,  durch  das  Völkerrecht,  den  See- 
handel zu  sichern  und  zu  fördern.  Dieser  Schutz  des  See- 
handels, oder  was  dasselbe  ist,  um  für  den  Begriff  die  Sache 
zu  setzen,  dieser  Schutz  des  schwimmenden  Privateigentums, 
der  Handelsschiffe,  genügt  allerdings  nicht  in  vollem  Umfange 
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den  Erfordernisseil  der  Weltwirtschaft  wie  überhaupt  den  Be- 
dürfnissen der  Menschheit.  Da  man  erkannt  hat,  daß  der 
Krieg  ein  Verhältnis  der  Staaten  und  nicht  seiner  Untertanen 
zueinander  schafft,  geht  das  Bestreben  der  Völker  in  den  letz- 
ten Jahrhunderten,  besonders  aber  in  jüngster  Zeit  dahin,  den 
Krieg  wenn  eben  möglich  vom  Privateigentum  fernzuhalten. 
So  hal  die  Haager  Friedenskonferenz  von  1907  durch  das  „Ab- 
kommen betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Land- 
krieges" und  das  „Abkommen  betreffend  die  Rechte  und 
Pflichten  der  neutralen  Mächte  und  Personen  im  Falle  eines 
Landkrieges"  für  das  Privateigentum  feindlicher  und  neutraler 
Staatsangehöriger  Im  Falle  des  Landkrieges  umfassende  Siche- 
rungen getroffen.  Im  Seekriege  ist  das  Privateigentum  aber 
nicht  annähernd  so  geschützt  wie  im  Landkriege.  Soweit 
feindliches  Privateigentum  hier  in  Frage  kommt,  ist  der  Grund 
ersichtlich.  Wie  der  Landkrieg,  so  richtet  sich  auch  der  See- 
krieg in  erster  Linie  gegen  die  feindliche  Streitmacht,  zwei- 
tens aber  auch,  im  Gegensatz  zum  Landkrieg,'  gegen 
den  feindlichen  Seehandel.  Es  ist  hier  nicht  der  Platz,  über  die 
Berechtigung  der  Kriegführung  gegen  feindliches  Privat- 
eigentum, selbst  wenn  die  Kriegsnotwendigkeit  es  nicht 
erfordert,  zu  sprechen.  Soweit  aber  neutrales  schwimmendes 
Eigentum  in  Frage  kommt,  ist  es  bedauerlich,  ähnliche  Vor- 
schriften, wie  sie  zum  Schutze  des  neutralen  Eigentums  im 
Landkriege  getroffen  sind,  auf  dem  Gebiete  des  Seekrieges  zu 
missen.  Der  Kriegsfall  bringt  für  den  neutralen  Seehandels- 
verkehr unerhörte  Härten  und  eine  nicht  zu  verstehende 
Rechtsunsicherheit  mit  sich,  unerhört  und  nicht  zu  verstehen 
bei  einer  modernen  Völkerrechtsgemeinschaft.  Wenn  Heffter1) 
sagt,  daß  es  im  Felde  des  Völkerrechts  keine  traurigere  Ge- 
stalt gebe,  als  die  eines  Neutralen  den  größeren  Seemächten 
gegenüber,  so  haben  ihm  die  Ereignisse  der  jüngsten  Jahre 
nur  allzu  recht  gegeben.  Neben  manchen  völkerrechtlich  ge- 
statteten Maßnahmen  gegen  die  Neutralen  haben  diese  auch 
ungezählte  Willkürakte  über  sieh  ergehen  lassen  müssen.  (Iber 


l)  Heffter-Gcffcken,  Das  europäische  Völkerrecht  der  Gegenwart. 
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die  Rechtmäßigkeit  mancher  Handlungen  gehen  die  Meinungen 
freilich  auseinander.  Das  normierte  Völkerrecht  bietet  in 
mancher  Beziehung  keinen  Rückhalt.  So  bestehen  mangels 
genügender  rechtlicher  Grundlagen  namentlich  auch  über  den 
Umfang  und  die  Berechtigung  des  Angarienrechts,  das,  wie 
unten  näher  darzulegen  ist,  Anwendung  findet  auf  neutrale 
und  feindliche  Handelsschiffe,  große  Meinungsverschieden- 
heiten. Aus  den  folgenden  Ausführungen  wird  hervorgehen, 
daß  diese  Meinungsverschiedenheiten  insbesondere  über  das 
nur  wenig  behandelte  Gebiet  des  Angarienrechts  auf  neu- 
trale Handelsschiffe  bestehen.  Jedoch  ist  auch  eine  Unter- 
suchung der  Frage,  was  von  dem-  Angarienrecht  auf  Schiffe 
der  eigenen  Flagge  und  des  Feindes  bei  der  Entwicklung  des 
Völkerrechts  übrig  geblieben  ist,  der  Mühe  wert. 

In  Abweichung  von  den  meisten  Schriftstellern  gehe  ich 
nicht  auf  die-ethymologische  Bedeutung  des  Wortes  „ Angarie" 
näher  ein  und  verzichte  auf  eine  systematisch-historische  Ent- 
wicklung dieses  Rechts.  M.  E.  wird  hierdurch  der  Begriff, 
das  Wesen  und  die  Berechtigung  des  Angarienrechts  von  heute 
dem  Betrachter  nicht  sonderlich  näher  gebracht.  Der  eigent- 
lichen Aufgabe,  eine  kurze  Zusammenfassung  der  gegenüber 
Handelsschiffen  von  seiten  eines  Kriegführenden  möglichen 
Einwirkungen  voranzuschicken,  scheint  mir  aber  nicht  über 
den  Rahmen  dieser  Abhandlung  hinauszugehen,  zumal  ihre 
Kenntnis  für  die  folgenden  Ausführungen  erforderlich  ist. 
Hier  kommen  insbesondere  Blockade,  Seebeuterecht  und  Em- 
bargo in  Betracht. 

Die  Blockade  ist  eine  Absperrungsmaßregel,  die  jeden 
Seeverkehr  des  Feindes  verhindern  soll.  Ihre  rechtliche  Rege- 
lung hat  die  Blockade  durch  die  Londoner  Seekriegsrechts- 
erklärung vom  26.  Februar  1Q09  gefunden.  Art.  1  dieser  Er- 
klärung umschreibt  den  Gegenstand  der  Blockade  wie  folgt: 
,,J)ie  Blockade  muß  auf  die  feindlichen  oder  vom  Feinde 
besetzten  Häfen  und  Küsten  beschränkt  werden." 
Art.  2 — 12  und  Art.  16  behandeln  die  Rechtsgültigkeit  der 
Blockade.    Hier  genügt  es,  Art.  2  hervorzuheben: 

,, Entsprechend  der  Pariser  Deklaration  von  1856  muß  die 
Blockade,  um  rechtlich  wirksam  zu  sein,  tatsächlich  wirk- 
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sam  sein,  d.  h,  durch  eine  Streitmacht  aufrecht  erhalten  wer- 
den, welche  hinreicht,  um  den  Zugang  zur  feindlichen  Küste 
in  Wirklichkeit  zu  verhindern/4 

Die  Blockade  muß  demnach  tatsächlich  wirksam,  effektiv 
sein;  nach  Art.  8  muß  sie  erklärt  sein  und  bekanntgegeben 
werden.  Sie  ist  örtlich  beschränkt  und  kann  nur  durch  Kriegs- 
schiffe ausgeübt  werden.  Das  Blockadeabkommen  ist  zwar 
\on  den  vertragsschließenden  Parteien  noch  nicht  ratifiziert, 
hat  aber,  worauf  Schramm  :!)  durch  Anführung  von  Beispielen 
hinweist,  durch  die  übereinstimmende  Übung  der  Staaten 
internationale  .Anerkennung  gefunden.  Die  Blockade  richtet 
sich  in  erster  Linie  gegen  den  feindlichen  Seehandel,  also 
gegen  das  Wirtschaftsleben' des  Feindes.  Nicht  geringer  aber 
wird  durch  die  Blockade  der  neutrale  Seehandel  getroffen,  soll 
sie  doch  das  Ein-  und  Auslaufen  von  Handelsschiffen  in  die 
blockierte  Hafen-  und  Küstengegend  unterbinden.  Auf  die 
dem  feindlichen,  besonders  dem  neutralen  Handel  hierdurch 
entstehenden  Nachteile  braucht  nicht  besonders  hingewiesen 
werden.  Durchbricht  oder  versucht  ein  Schiff  die  Kette  der 
blockierenden  Kriegsschiffe  zu  durchbrechen,  also  sogen. 
„Blockadebruch"  zu  begehen,  so  liegt,  wie  die  herrschende 
Meinung  mit  Recht  annimmt,4)  ein  völkerrechtliches  Delikt 
nicht  vor.  Das  Schiff  setzt  sich  aber  den  in  Art.  21  darge- 
stellten Rechtsfolgen  aus.  Die  blockierenden  Kriegsschiffe  sind 
in  diesem  Falle  befugt,  den  Blockadebrecher  aufzubringen  und 
einzuziehen.5)    Eine  Entschädigung  ist  nicht  zu  leisten. 

Durchweg  empfindlicher  als  durch  die  Blockade  wird: der 
feindliche  und  neutrale  Handelsverkehr  im  Kriegsfalle  getroffen 
durch  das  Seebeuterecht.  Auf  Grund  dieses  Rechtstitels 
unterliegen  feindliche  Handelsschiffe  ohne  weiteres  der  Ein- 
ziehung, neutrale  Handelsschiffe  nur  dann,  wenn  sie  sich  der 

a)  Vgl.  Nr.  59  der  deutschen  Prisenordnung:  „Um  rechtlich 
wirksam  zu  sein,  muß  die  Blokade  tatsächlich  wirksam  sein,  unpar- 
teiisch gehandhabt  und  vorschriftsmäßig  erklärt  und  bekannt  gegeben 
werden."    (RGBl.  1914,  S.  275.) 

3)  Schramm,  -Das  Prisenrecht  in  seiner  neuesten  Gestalt,  S.  201  ff  f. 

*)  a.  A.  Gareis,  Institutionen  des  Völkerrechts,  S.  257. 

"•)  Vgl.  Xr.  78,  80  der  deutschen  P.O. 
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Konterbande6)    oder    sonstiger    neutralitätswidriger  Unter- 
stützung7) schuldig  gemacht  haben.    Über  das  Schicksal  der 
Ladung  ist  hier  nicht  zu  sprechen.    Das  Seebeuterecht  konnte 
bis  zur  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  außer  von  Seestreit- 
kräften auch  von  Kapern  ausgeübt    werden.     Kaper  waren 
Privatschiffe,  deren  Eigentümern  von    einem    Staat  sogen. 
Kaperbriefe  ausgestellt  waren.    In  den  meisten  Fällen  machten 
aber  die  Kaper  von  ihrem  Recht  einen  weiteren  als  den  vor- 
gesehenen Gebrauch;   ihre   Tätigkeit-  war  von  der  des  See- 
räubertums  nicht  zu  unterscheiden.    Aus  diesem  Grunde  sahen 
sich  einige  Staaten  veranlaßt,  im  Interesse  ihres  Handels  die 
Kaperei  vertraglich  für  unzulässig   zu    erklären.  Allgemein 
wurde  die  Kaperei  abgeschafft  durch  die  Pariser  Seerechts- 
deklaration vom  16.  April  1856,  die  in  Satz  1  bestimmt:  ,,la 
course  est  et  demeure  abolie."    Fast  alle  Staaten,  die  für  den 
Seehandelsverkehr  Bedeutung  haben,  sind  dieser  Deklaration 
beigetreten,   neuerdings   auch    die   Vereinigten   Staaten  von 
Nordamerika,  die  zwar  vorher  abseits  standen,  jedoch  bereits 
vorher  Kaperbriefe  nicht  mehr  erteilten.    Die  jetzige,  durch 
die  Pariser  Seerechtsdeklaration,  die  Haager  Friedenskonfe- 
renz von  1907  und  die  Londoner  Seekriegsrechtserklärung  von 
1909  festgelegte  Rechtsübung  ist  die,  daß  das  Seebeuterecht 
nur  noch  von  Kriegsschiffen  außerhalb  der  neutralen  Gewässer 
ausgeübt  werden  darf.    Auf  eine  sich  auf  das  Seebeuterecht 
beziehende  Bestimmung  der  zweiten  Haager  Konferenz  mag 
hier  hingewiesen  werden,  da  sie  für  die  folgenden  Erörterungen 
nicht  unwesentlich  ist.    Während   das  Seebeuterecht   bis  zu 
dieser  Konferenz  zeitlich  unbeschränkt  war,  also  von  Kriegs- 
ausbruch bis  Kriegsende  ausgeübt  werden  konnte,-  bestimmt 
Art.  j  des  Haager  Abkommens  vom  18.  Oktober  1907  über 
die  Behandlung  der  feindlichen  Kauffahrteischiffe   bei  Aus- 
bruch der  Feindseligkeiten:8) 


6)  Über  den  Begriff  „Konterbande"  vgl.  Art.  22  ff.  der  Londoner 
Seekriegsrechtserklärung  von  1909. 

7)  Über  den  Begriff  „neutralitätswidrige  Unterstützung"  vgl. 
Art.  45  ff.  ebd. 

«)  RGBl   1910,  S.  198  ff. 
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„Befindet  sich  ein  Kauffahrteischiff  einer  der  kriegführen- 
den Mächte  beim  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  in  einem 
der  feindlichen  Häfen,  so  ist  es  erwünscht,  daß  ihm  ge- 
stattet wird,  unverzüglich  oder  binnen  einer  ihm  zu  ver- 
gönnenden Frist  frei  auszulaufen  und,  mit  einem  Passier- 
scheine versehen,  unmittelbar  seinen  Bestimmungshafen  oder 
einen  sonstigen  ihm  bezeichneten  Hafen  aufzusuchen.  Das 
Gleiche  gilt  für  ein  Schiff,  das  seinen  letzten  Abfahrtshafen 
vor  dein  Beginne  des  Krieges  verlassen  hat  und  ohne  Kennt- 
nis der  Feindseligkeiten  einen  feindlichen  Hafen  anläuft." 

Diese  durch  das  erwähnte  Abkommen,  das  allerdings  all- 
seitig noch  nicht  ratifiziert  ist,9)  festgelegte  Rücksicht  ver- 
hindert, daß  feindliche  Schiffe  in  feindlichen  Häfen  nicht  ohne 
weiteres  als  gute  Beute  festgehalten  und  eingezogen  werden. 
Eine  derartige  Rücksichtnahme  kannte  man  in  früheren  Zeiten 
nicht.  Von  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  ab  wurde  aber 
das  Brauch,  was  durch  das  angeführte  Abkommen  seine 
rechtliche  Regelung  erhalten  hat.  Es  wurde  eine  Frist  zum 
Auslaufen,  Indult  oder  delai  de  faveur  genannt,  gewährt. 

Eine  andere  sich  gegen  fremde,  unter  Umständen  auch 
gegen  Handelsschiffe  der  eigenen  Flagge  richtende  Maßregel 
ist  das  sogen.  Embargo,  das  Festhalten  von  Handelsschiffen 
in  den  Häfen  oder  Hoheitsgewässern  eines  Staates.  Abge- 
sehen von  der  weiter  unten  angegebenen  Ausnahme10)  und 
einzelstaatlichen  Verträgen  hat  sich  das  vertragliche  Völker- 
recht» bis  jetzt  noch  nicht  mit  dem  Embargo  beschäftigt.  Es 
findet  aber  in  Friedens-  wie  in  Kriegszeiten  von  jeher  Anwen- 
dung, und  zwar  im  Frieden  als  Repressalie,  im  Kriege  oder  bei 
drohendem  Kriege  als  Zwangs-  und  Präventivmaßregel.  Seiner 
rechtlichen  Natur  nach  ist  das  Embargo  mit  dem  zivilprozes- 
sualen Arrest  zu  vergleichen.  Die  Beschlagnahme  von  Schif- 
fen zwecks  späterer  Wegnahme  muß  als  völkerrechtswidrig 
bezeichnet  werden. 


9)  Vgl.  Pappenheimer,  Die  Behandlung  der  feindlichen  Kauf- 
fahrteischiffe bei  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  S.  77/78. 

10)  Art.  2,  3  des  Abkommens  über  die  Behandlung  feindlicher 
Kauffahrteischiffe  bei  Ausbruch  der  Feindseligkeiten  von  1007. 
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Hingegen  erscheint  eine  besondere  Art  der  Ausübung  des 
Embargo,  der  sogen,  arret  de  prince,  auch  während  des  Krieges 
als  erlaubte  Maßregel.  Unter  arret  de  prince  ist  das  zeitweilige 
Zurückhalten  eines  Schiffes  zu  verstehen,  um  das  Bekannt- 
werden bestimmter  Tatsachen,  z.  B.  Nachrichten  über  die 
Kriegsvorbereitungen,  zu  verhindern.  So  wurden  1870  im 
Kieler  Hafen  alle  Schiffe  zurückgehalten,  um  die  Sperrarbeiten 
im  Hafen  geheim  zu  halten.1*)  Hautefeuille  hält  den  arret  de 
prince  für  das  in  Friedenszeiten  ausgeübte  Angarienrecht.1-) 


Kapitel  II. 

Während  Embargo  und  arret  de  prince  die  Schiffe  nur  in 
ihrer  Bewegungsfreiheit  hindern,  sie  aber  nicht  unmittelbar 
benutzen,  stellt  das  Angarienrecht,  um  einen  militärtechnischen 
Ausdruck  zu  gebrauchen,  eine  „Requisition"  dar.  Wie  das 
Embargo  Ähnlichkeit  hat  mit  dem  zivilprozessualen  Arrest, 
gleicht  das  Angarienrecht  der  durchgeführten  Zwangsvoll- 
streckung, und  zwar  der  gegen  Sicherheitsleistung,  wie  unten 
näher  auszuführen  ist.  Das  Angarienrecht  ist  die  Befugnis 
eines  Staates,  Schiffe  eines  anderen  Staates  füf  seine  Zwecke 
zu  verwenden.  Welchen  Einschränkungen  das  Angarienrecht 
unterworfen  ist,  unter  welchen  Voraussetzungen  es  ausgeübt 
werden  kann,  ob  es  überhaupt  eine  rechtlich  gestattete  Maß- 
nahme ist,  soll  im  folgenden  untersucht  werden. 

Das  Angarienrecht  stammt  aus  dem  Beginne  der  Neuzeit. 
Die  Entdeckung  neuer  Erdteile  und  die  Kolonisationsbestre- 
bungen der  an  den  Entdeckungen  beteiligten  europäischen 
Staaten  erhöhten  den  Bedarf  an  Seeschiffen.  Die  dem  einzel- 
nen Staat  zur  Verfügung  stehenden  Schiffe  genügten  zur 
Durchführung  größerer  Unternehmungen  friedlicher  oder  krie- 

11 )  Angeführt  bei  vcm  Alten,  Handbuch  für  Heer  und  Flotte  unter 
Stichwort  Embargo". 

**)  Hautefeuille:  des  droits  et  des  devoirs  des  natons  neutres 
entemps  de  guerre  maritime.  3.  Aufl.  S.  409. 
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gerischer  Art,  insbesondere  zu  Entdeckungsfahrten,  nicht. 
Werften,  die  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  Flotten  erstehen 
lassen  konnten,  gab  es  noch  nicht.  Der  Staat  zwang  deshalb 
Schiffe,  die  sieb  in  seiner  Gewalt  befanden,  in  seine  Dienste 
zu  treten.  Es  muß  von  vornherein  betont  werden,  daß  inter- 
nationale Abmachungen  diesen  Zwang  —  und  das  ist  eben  die 
Ausübung  des  Angarienrechts  —  nicht  rechtfertigten  und  bis- 
auf  den  heutigen  Tag,  von  einer  noch  zu  besprechenden  Aus- 
nahme abgesehen,  nicht  rechtfertigen.  Wie  aber  das  Gewohn- 
heitsrecht allgemein  auf  zivilrechtlichem  Gebiet,  die  Usance 
insbesondere  auf  dem  Gebiet  des  Handelsrechts,  geltendes  un- 
geschriebenes Recht  schafft,  muß  ein  gleiches  auch  auf  dem 
Gebiete  des  Völkerrechts  möglich  sein.  Es  mag  dahingestellt 
sein  bleiben,  ob  die  Versuche,  die  Requisition  von  Schiffen  aus 
dem  römischen  Recht  zu  rechtfertigen,  zu  einem  befriedigen- 
den Ergebnis  geführt  haben  oder  nicht.  Jedenfalls  ist  der 
englischen,  italienischen,  holländischen,  spanischen  und  deut- 
schen Praxis'1)  das  Angarienrecht  als  erlaubte  Maßnahme  be- 
kannt, wenn  auch  seine  Abschaffung  von  verschiedener  Seite 
gewünscht  wurde.  Im  Laufe  der  Zeit  hat  sich  die  harte  Hand- 
habung des  Angarienrechts  gemildert  und  sein  Inhalt  geän- 
dert. Heute  ist  das  Angarienrecht  nicht  mehr  das,  als  was  es 
Azoni  noch  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  bezeichnet:  „un 
droit  regulier,  dont  jouissent  les  Puissances  souveraines  dans 
le  cas  de  necessite  ou  d'utilite  -publique".  Hiernach  greift  das 
Angarienrecht  Platz,  wenn  die  Notwendigkeit  es  erfordert  oder 
seine  Handhabung  zum  öffentlichen  Nutzen  gereicht.  Es  wird 
eine  Notwendigkeit  gefordert.  Einen  Notstand  im  strafrecht- 
lichen Sinne,  wie  er  als  begrifflich  für  das  Angarienrecht  von 
heute  vielseitig  verlangt  wird,  hat  man  damals  anscheinend 
nicht  gefordert.  Aus  dem  oben  angeführten  Satz  Azonis2) 
und  den  Worten  Loccenius3):  ,,Has  angarias  imponere  pos- 
sunt  illi  prineipes  et  res  publicae,  quae  iura  majestatis  habent" 


1)  Vgl.  Seiden,  Mareclausum  seu  de  dominio  maris.  —  Loccenius, 
de  jure  maritimo  et  navali.  —  Azoni,  Le  droit  maritime  de  l'Europe. 

2)  a.  a.  O.  Bd.  T.  Kap.  III  §  7  S.  292. 
»)  a.  a.  O.  P.d.  I.  Buch  T.  Kap.  S- 
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folgert  Albrecht,*)  daß  das  Angarienrecht  „kein  spezifisch 
völkerrechtliches  Institut,  sondern  eher  rein  staatsrechtlichen 
Inhalts  sei."  Hiervon  ist  im  folgenden  noch  zu  sprechen.  Es 
mag  nochmals  darauf  hingewiesen  werden,  daß  auf  eine  syste- 
matisch-historische Darstellung  des  Angarienrechts  verzichtet 
wird.  Nichtsdestoweniger  ist  es  notwendig,  zwei  Epochen  in 
der  Geschichte  des  Angarienrechts  gegenüberzustellen,  um  dar- 
zutun, was  tatsächlich  für  das  Angarienrecht  übrig  geblieben 
ist.  Die  erste  Epoche  reicht  vom  Beginn  der  Neuzeit  bis  zum 
Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  also  etwa  bis  zur  Zeit  Azonis,  die 
zweite  von  hier  bis  in  die  Gegenwart. 

In  der  ersten  Epoche  war  das  internationale  Schiffahrts- 
recht gesetzlich  höchst  mangelhaft,  wenn  überhaupt  nicht  ge- 
regelt. Ein  Völkerrecht,  das  wirklich  internationales  Recht 
schuf,  war  zu  damaliger  Zeit  noch  nicht  anerkannt.  Seine 
Entwicklung  steckte  noch  in  den  Kinderschuhen,  obschon  es. 
wie  Seiden  und  Grotius  in  ihren  Schriften  beweisen,  für  den 
völkischen  Verkehr  unentbehrlich  war.  Daß  es  über  dem 
Souveränitätsrecht  des  Einzelstaates  eine  Summe  der  Souve- 
ränitätsrechte der  einzelnen  Staaten,  ein  Völkerrecht  gab. 
-hatte  man  in  dieser  Zeit  noch  nicht  erkannt.  Es  ist  deshalb 
ganz  verständlich,  wenn,  wie  Albrecht  richtig  aus  den  Aus- 
führungen Azonis  und  Loccenius  folgert,  das  Angarienrecht 
in  jener  Zeit  rein  staatsrechtlichen  Inhalts  war.  Er  erkennt 
aber  richtig,  daß  sich  in  dieser  Hinsicht  eine  Wandlung  voll- 
zogen hat.3)  Gerade  für  das  Angarienrecht  liegen  heute  die 
Verhältnisse  anders,  wenn  nicht  umgekehrt. 

Ein  grundlegender  Unterschied  besteht  darin,  daß  das  An- 
garienrecht in  der  ersten  Epoche  in  Friedenszeiten  mindestens 
so  viel  seine  Anwendung  fand  wie  in  Kriegszeiten.  Oben  ist 
ausgeführt,  daß  die  Ausübung  des  Angarienrechts  neben  krie- 
gerischen Zwecken  vor  allem  wirtschaftlichen  und  politischen 
diente.  Das  Angarienrecht  beanspruchte  eigene,  feindliche 
und  neutrale  Handelsschiffe  ohne  Unterschied;  durch  völker- 


4)  Albrecht,  Requisitionen  von  neutralem  Privateigentum,  ins- 
besondere von  Schiffen.  S.  30. 

5)  Albrecht,  a.  a.  O.  S.  35- 
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rechtlich«  Maßnahmen  wurde  es  in  keiner  Weise  eingeengt. 
Das  gleiche  Souveränitätsrecht,  das  dem  Staate  die  Befugnis 
gab,  feindliche  und  neutrale  —  im  Frieden  also  fremde  —  Han- 
delsschule anzufordern,  berechtigte  ihn  auch  zu  derselben 
Maßnahme  gegen  Schifte  der  eigenen  Flagge.  Die  alte  Praxis 
ging  gegen  Schifte  dieser  Art  auf  Grund  des  Angarienrechts 
vor.  und  nicht,  wie  man  annehmen  sollte,  auf  Grund  eines 
Rechts,  das  auf  der  Untertanen pf licht  beruhte.  Dies  hat  sei- 
nen Grund  darin,  daß  die  staatsbürgerliche  Stellung  eine  bei 
weitem  selbständigere  war  als  heute.  Die  Staatssouveräni- 
tät war  nicht  allumfassend,  ihre  Organisation  noch  in  der 
Entwicklung  begriffen.  Wie  konnte  sonst  eine  Einrichtung, 
wie  die  Kaperei,  die  doch  den  mit  einem  Kaperbrief  ausge- 
statteten Staatsbürger  als  kleine  kriegführende  Macht  erschei- 
nen läßt,  vom  Staate  geduldet  werden!  Das  Band  zwischen 
Staat  und  Bürger  war  noch  zu  locker,  als  daß  sich  hieraus  eine 
Requisition  von  Schiffen  eigener  Staatsuntertanen  rechtferti- 
gen ließ.  M.  E.  stehen  deshalb  der  Annahme,  daß  das  An- 
garienrecht als  solches  auch  gegen  Handelsschiffe  der  eigenen 
Flagge  in  damaliger  Zeit  Anwendung  fand,  Bedenken  nicht 
entgegen. 

Da  das  Angarienrecht  ein  Ausfluß  der  Staatssouveränität 
war,  mußte  seine  Anwendung  auf  den  Hoheitsbereich  des 
Nehmestaates  beschränkt  bleiben.  Auf  dem  offenen  Meere, 
dem  „inare  liberum",  durfte  es  nicht  ausgeübt  werden.  Eine 
Zuwiderhandlung  duldete  das  Angarienrecht  nicht.  Sie  stellte 
sich  als  Seeräuberei,  bei  feindlichen  Handelsschiffen  oder  bei 
so1chen  neutraler  Flagge,  die  neutralitätswidrig  handelten,  als 
Seebeuterecht  dar. 

Daß  für  die  weggenommenen  Schiffe,  mögen  sie  im  Eigen- 
tum des  Nehmestaates  geblieben  oder  nach  Benutzung  zurück- 
gegeben sein,  eine  Entschädigung  geleistet  w^urde,  ist  anzu- 
nehmen. Sicher  ist  jedenfalls,  daß  für  Schiffe,  die  zum  Zweck 
einer  Expedition  weggenommen  wurden,  eine  Ersatzpflicht 
eintrat,  wie  es  Azoni  verlangt,  wenn  er  sagt:0)  ,,vu  qu'il  n'est 

•)  Angeführt  bei  Albrecht,  a.  a.  O.  S.  31. 


pas  raisonnable  que  quelqu'un  souffre  d'une  expedition  qui  n'a 
d'autre  objet  que  Tutilite  d'un  autre." 

Als  Vorbedingung  der  Anwendung  des  Angarienrechts 
fordert  Azoni:7)  ,,le  cas  de  necessite  ou  d'utilite  publique." 

Dieser  Fall  wird  immer  vorgelegen  haben,  so  oft  ein  Staat  sich 
auf  das  Angarienrecht  berufen  hat.    Jedenfalls  ist  es  sicher, 

laß  für  den  Nehmestaat  nach  seiner  Ansicht  eine  Notwendig- 
keit vorlag.  Er  hatte  ja  darüber  zu  entscheiden.  Daß  die 
Wegnahme  dem  Staatswohl  entsprach,  ergibt  sich  aus  der 
Notwendigkeit.  Zu  seinem  eigenen  Nachteile  das  Angarien- 
recht anzuwenden,  wäre  widersinnig.  Ohne  Vorteil,  also  ledig- 
lich zum  Nachteil  der  davon  Betroffenen  vom  Angarienrecht 
Gebrauch  zu  machen,  wäre  unklug  gewesen.  Hiervon  hielt 
den  Nehmestaat  das  Bestreben,  mit  seinen  Untertanen  und 
anderen  Völkern  in  Frieden  zu  leben,  ab.  M.  E.  sind  „neces- 
site" und  „utilite  publique"  nicht  zwei  Voraussetzungen,  von 
denen  jede  das  Angarienrecht  rechtfertigt,  sondern  beide 
müssen  notwendig  zusammen  vorliegen.  Wenn  z.  B.  Spanien 
zu  seinen  Entdeckungsfahrten  nach  Amerika  fremde  Schiffe, 
die  sich  in  seinen  Häfen  befanden,  wegnahm  und  ausrüstete, 
so  entsprach  das  sicher  einmal  dem  Staatswohl.  Spanien  wird 
es  aber  auch  im  Interesse  seiner  Entwicklung  und  zur  Er- 
höhung seines  Einflusses  für  notwendig  gehalten  haben.  An- 
dere Beispiele,  vor  allem  aus  dem  Zeitalter  Ludwigs  XIV. 
würden  diese  Ansicht  stützen.  Es  ergibt  sich  hieraus,  daß  die 
Anwendung  des  Angarienrechts  im  subjektiven  Ermessen  des 
Nehmestaates  lag.  Ein  unhaltbarer  Zustand!  Die  Handels- 
schiffahrt war  der  Willkür  eines  Staates  in  die  Hände  gegeben. 
Sie  war  in  ihrer  Entwicklung  und  Entfaltung  gehemmt,  da  sie 
bei  jeder  Fahrt  damit  rechnen  mußte,  ihrer  Bestimmung  ent- 
zogen zu  werden. 

Hier  mußte  Wandel  geschaffen  werden.  Die  neuere  Ent- 
wicklung hat  dazu  beigetragen.  Das  Völkerrecht  hat  sich  der 
Sache  der  Handelsschiffahrt  angenommen.  Die  Begriffe  haben 
sich  geändert.  Das  Angarienrecht  der  Jetztzeit  ist  nicht  mehr 
das  der  ersten  Epoche.    Sein  Umfang  ist  wesentlich  einge- 


7)  Azoni,  a.  a.  O. 


schränkt,  seine  Anwendung  m.  E.  nur  noch  im  Kriegsfalle 
•  lenkbar  und  gestattet. 

Von  einem  Angarienrecht  auf  Handelsschiffe  der  eigenen 
Flagge  kann  heute  nicht  mehr  gesprochen  werden.  Sollten 
außerordentliche  Unternehmungen  einen  erhöhten  Bedarf  an 
Schiffsraum  stellen,  so  wird  im  Wege  des  freien  Ankaufs  oder 
des  Baues  von  Schiffen  dem  Mangel  abzuhelfen  sein.  In 
Friedenszeiten  besteht  diese  Möglichkeit  bei  den  in  allen 
modernen  Ländern  für  große  Aufträge  eingerichteten  Werften 
ohne  weiteres.  Schwieriger  gestaltet  sich  die  Beschaffung  der 
erforderlichen  Schiffe  zu  Transport-  und  ähnlichen  Zwecken 
im  Kriegsfalle.  Hier  wird  sich  der  Staat  oft  in  die  Lage  ver- 
setzt sehen,  Privatschiffe  für  seine  Zwecke  zu  verwenden,  ohne 
daß  ihm  die  Schiffseigentümer  als  freiwillige  Verkäufer  gegen- 
überstehen oder  daß  Werften  für  den  Bau  von  Handelsschiffen 
in  genügender  Weise  herangezogen  werden  können.  Die  Er- 
eignisse überstürzen  sich  in  solchen  Zeiten  derartig,  daß  für 
die  Beschaffung  von  Schiffen  auf  gewöhnlichem  Wege  in 
vielen  Fällen  keine  Zeit  mehr  sein  wTird.  Der  Staat  nimmt 
deshalb  die  Schiffe  fort  oder  verpflichtet  die  Eigentümer  zur 
Herausgabe.  Zu  dieser  Maßnahme  ist  er  aber  nicht  auf  Grund 
des  Angarienrechts  befugt.  Unsere  moderne  Staatsorganisation 
gibt  dem  Staate  die  Berechtigung,  gegen  seine  Untertanen  auf 
gesetzlichem  Wege  so  vorzugehen.  Bürgerrecht  und  Bürger- 
pflicht, Staatsrecht  und  Staatspflicht  sind  Gegenseitigkeits- 
begriffe, die  diese  Requisition  rechtfertigen,  nicht  das  An- 
garienrecht. Lediglich  das  nationale  Recht  entscheidet.  So 
ist  für  Deutschland  maßgebend  das  Gesetz  über  die  Kriegs- 
leistungen  vom  13.  Juni  1873 8)  und  die  Ausführungsverord- 
nung hierzu  vom  1.  April  1876.9)  Ich  führe  die  maßgebenden 
Gesetzesstellen  an,  um  zu  zeigen,  wie  nahe  der  Gesetzesinhalt 
dem  Begriff  , »Angarienrecht"  steht.  Die  §§  23,  24  des  Gesetzes 
von  1873  lauten: 

§  23:    Die  Besitzer  von  Schiffen  und  Fahrzeugen  sind  ver- 
pflichtet, dieselben  zur  Benutzung  für  Kriegszwecke  der 


*)  RGBl.  S.  129      9)  RGBl.  S.  137- 


Militärverwaltung  zur  Verfügung  zu  stellen.  Die  Ver- 
gütung für  die  entzogene  Benutzung  sowie  für  die  etwaige 
Wertsverminderung  erfolgt  nach  den  in  §  14  hinsichtlich 
der  Gebäude  gegebenen  Vorschriften,  sowie  nach  den  Be- 
stimmungen der  §§  20 — 22. 

£24  Satz  1:  Die  Besitzer  von  Schiffen  und  Fahrzeugen  sind 
verpflichtet,  zum  Zwecke  der  Verwendung  für  Hafen-  und 
Flußsperren  ihre  Schiffe  und  Fahrzeuge  der  Militärverwal- 
tung gegen  eine  aus  den  bereitesten  Beständen  der  Kriegs- 
kasse bar  zu  zahlende,  dem  vollen  Wert  entsprechende  Ver- 
gütung eigentümlich  zu  überlassen. 
Zu  diesen  beiden  Paragraphen  bestimmt  Nr.  12  der  Aus- 
führungsbestimmungen von  1876: 

Die  Inanspruchnahme  von  Schiffen  und  Fahrzeugen  hat  in 
der  Regel  auf  schriftlichem  Wege  durch  Vermittelung  der 
zuständigen  Hafenpolizeibehörde,  oder,  wo  eine  solche  nicht 
vorhanden  ist,  durch  Vermittelung  der  Ortspolizeibehörde 
stattzufinden.  Die  requirierte  Behörde  hat  zugleich  nach 
Empfang  der  Requisition  die  zur  Sicherstellung  der  ge- 
forderten Leistungen  nötigen  Anordnungen  zu  treffen  und 
die  erforderliche  Abschätzung  herbeizuführen. 

Heute  wird  auch  ein  Angarienrecht  auf  Schiffe  der  eigenen 
Flagge  von  keiner  Seite  mehr  angenommen.  Die  Entwicklung 
hat  dahin  geführt,  das  Angarienrecht  nicht  mehr  als  Ausfluß 
der  Staatshoheit  anzusehen,  sondern  als  völkerrechtliche  Ein- 
richtung. An  dieser  Wandlung  darf  man  nicht  Anstoß  nehmen. 
Im  römischen  Rechte  bezog  sich  das  jus  angariae  z.  B.  über- 
haupt nicht  auf  Schiffsleistungen,  sondern  auf  Getreideliefe- 
rungen, Spanndienste  und  Fronfuhren.10)  Auch  hier  ist  eine 
grundlegende  Änderung  eingetreten.  Diese  Dienste  fallen 
heute  unbestritten  nicht  mehr  unter  das  Angarienrecht. 

Das  Angarienrecht  kann  sich  deshalb  nur  noch  gegen 
fremde  Handelsschiffe  richten.  Zeitlich  muß  es  auf  den 
Kriegsfall  beschränkt  bleiben.    Würden  heute  fremde  Schiffe 

10)  Vgl.  Albrecht,  a.  a.  O.  S.  27  und  v.  Bulmerincq'.  Die  Staats- 
streitigkeiten und  ihre  Entscheidung  ohne  Krieg.  S.  90. 
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weggenommen  unter  den  für  die  Anwendung  des  Angarien- 
rechts in  der  ersten  Epoche  genügenden  Voraussetzungen,  so 
wurde  die  notwendige  Folge  ein  Vorgehen  des  Eigentümer- 
Staates  gegen  den  Nehmestaat  sein.  Es  würde  sich  nicht  um 
eine  Entschädigung,  sondern  um  eine  Genugtuung  handeln. 
Anders  wäre  die  Lage,  wenn  ein  Staat  in  Selbsthilfe  oder 
echt  ein  Notstand  vorginge.  Dann  käme  das  Angarienrecht 
nicht  in  Präge.  Der  Staat  würde  sich  auf  die  Regeln  stützen, 
welche  selbst  in  der  nationalen  Rechtsordnung  an  Eingriffe  in 
einen  fremden  Rechtsbereich  keine  rechtliche  Wirkung 
knüpfen,  wenn  die  tatsächlichen  Voraussetzungen  vorliegen. 
Kechtsverlctzendes  Handeln  zum  Zwecke  der  Selbsterhaltung 
ist  entschuldbar,  soweit  es  durch  einen  Notstand  bedingt  ist.11) 
Die  neueren  Schriftsteller,  sofern  sie  überhaupt  ein  Angarien- 
recht anerkennen,  sprechen  deshalb  von  dem  Angarienrecht 
als  einer  Kriegsmaßnahme.  Infolgedessen  erscheint  der  Aus- 
druck ,, fremde  Handelsschiffe"  als  ein  Sammelbegriff,  der 
feindliche  und  neutrale  Handelsschiffe  umfaßt. 

Über  das  Dasein  und  den  Inhalt  des  Angarienrechts  auf 
feindliche  Handelsschiffe  hat  das  schon  oben  mit  seinem  Art.  i 
angeführte  Haager  Abkommen  über  die  Behandlung  der  feind- 
lichen Kauffahrteischiffe  beim  Ausbruch  der  Feindseligkeiten 
vom  18.  Oktober  1907  Klarheit  geschaffen.  Es  ist  dies  der 
einzige  Fall,  wo  eine  völkerrechtliche  Gesetzesnormierung  über 
das  Angarienrecht  vorliegt.  Dies  Abkommen  hat  das  An- 
garienrecht auf  feindliche  Handelsschiffe  erst  geschaffen.  Sie 
unterlagen  vorher  den  allgemeinen  Regeln  des  Seebeuterechts. 
Der  Weltwirtschaftsverkehr  und  allgemeine  Humanitätsbestre- 
bungen machten  einen  erhöhten  Schutz  auch  des  feindlichen 
schwimmenden  Eigentums  notwendig.  Vorher  wird  diese  Art 
fies  Angarienrechts  deshalb  von  den  Schriftstellern  kaum  er- 
wähnt, oder  sie  entbehrt  wenigstens  der  brauchbaren  Begrün- 
dung. Auffallenderweise  spricht  Albrecht12)  in  seiner  nach 
meiner  Ansicht  ausgezeichneten  Abhandlung,  die  den  Stoff 
nach  allen  Richtungen  hin  beleuchtet,  nicht  von  dieser  Art 


Vgl.  Kölnische  Zeitung-  Jahrg.  1914.  Nr.  1019. 
42 )  Albrecht  a.  a.  O. 
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Angarienrecht,  obschon  er  die  Ergebnisse  der  zweiten  Haager 
Konferenz  verwertet.13)  Richtig  erkannt  ist  sie  von  Schramm  l4) 
und  Wehberg45)  Das  genannte  Abkommen  ist  zwar  nicht  ein 
obligatorisch  bindender  Vertrag,  da  in  seinem  Art.  i  ein  in- 
dultum  nur  als  „erwünscht"  angesehen  wird.  Auch  ist  es  noch 
nicht  von  allen  Konferenzteilnehmern  ratifiziert.  Deutschland 
und  Rußland  haben  in  den  Ratifikationsurkunden  ihre  Vor- 
behalte bei  der  Unterzeichnung  des  Abkommens  ausdrücklich 
aufrecht  erhalten.  Hieraus  ergibt  sich  weiter,  daß  abgesehen 
von  der  mangelnden  Obligation,  nicht  jeder  Staat  aus  diesem 
Abkommen  verpflichtet  wird,  da  auch  der  völkerrechtliche 
Vertrag  nur  die  Vertragsparteien  bindet.  Diese  Erwägungen 
vermögen  aber  die  Tatsache  des  Daseins  des  Angarienrechts 
auf  feindliche  Handelsschiffe  nicht  zu  verwuschen.  Im  Ver- 
gleich zu  der  in  dem  Abkommen  liegenden  gesunden  Idee,  die 
die  völkerrechtliche  Einsicht  zutage  gefördert  hat,  sind  sie  nur 
Zufälligkeiten.  Über  die  Fassung  der  hier  in  Frage  kommen- 
den Art.  2  und  3  des  Abkommens  gingen  in  den  Konferenz- 
sitzungen die  Meinungen  auseinander,  wie  sich  aus  dem  Vor- 
behalt Deutschlands  zum  Art.  3  ergibt.    Sie  lauten:4*) 

Art.  2:  Ein  Kauffahrteischiff,  das  infolge  höherer  Gewalt  den 
feindlichen  Hafen  nicht  binnen  der  im  vorstehenden  Artikel 
erwähnten  Frist  hat  verlassen  können  oder  dem  das  Aus- 
laufen nicht  gestattet  worden  ist,  darf  nicht  eingezogen 
werden.  Der  Kriegführende  darf  es  nur,  entweder  unter 
der  Verpflichtung,  es  nach  dem  Kriege  ohne  Entschädigung 
zurückzugeben,  mit  Beschlag  belegen  oder  gegen  Ent- 
schädigung für  sich  anfordern. 

Art.  3:  Die  feindlichen  Kauffahrteischiffe,  die  ihren  letzten 
Abfahrtshafen  vor  dem  Beginne  des  Krieges  verlassen 
haben  und  in  Unkenntnis  der  Feindseligkeiten  auf  See  be- 
troffen werden,  dürfen  nicht  eingezogen  werden.  Sie  unter- 
liegen nur  entweder  der  Beschlagnahme  unter  der  Ver- 


1S)  a.  a.  O.  S.  23. 

u)  Schramm,  a.  a.  O.  S.  274. 

15)  Wehberg,  Das  Seekriegsrecht  S.  71. 

16)  RGBl.  1910,  S.  198.  Art.  1  ist  bereits  oben  angeführt. 
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pflichtung;  däfl  sie  nach  dem  Kriege  ohne  Entschädigung 
zurückgegeben  werden,  oder  der  Anforderung  oder  selbst 
Zerstörung  gegen  Entschädigung  und  unter  der  Verpflich- 
tung, daß  Füf  die  Sicherheit  der  Personen  und  die  Erhaltung 
der  Schiffspapiere  gesorgt  wird.  Sobald  diese  Schiffe  einen 
Hafen  ihres  Landes  oder  einen  neutralen  Hafen  berührt 
haben,  sind  sie  den  Gesetzen  und  Gebräuchen  des  See- 
krieges unterworfen. 

Mer  letzte  Satz  spricht  davon,  in  welchem  Augenblick 
las  Angarienrecht  vom  Seebeuterecht  abgelöst  wird.  Der 
deutsche  Vertreter  Kriege  suchte  den  Art.  3  zu  Fall  zu  brin- 
gen.'17) Er  hielt  die  Annahme  des  Art.  3  in  dieser  Fassung  für 
Deutschland  nachteilig.  Lieber  wollte  er  die  Beibehaltung  des 
Seebeuterechts  auf  offener  See,  als  das  Angarienrecht,  gegen 
dessen  Anwendung  in  diesem  Falle  Theorie  und  Praxis  sprä- 
chen. Dann  aber  war  er  nicht  zu  Unrecht  der  Ansicht,  daß 
Art.  3  wohl  den  Nationen  mit  großem  Kolonialbesitz  und  vielen 
Flottenstützpunkten  zugute  käme,  nicht  aber  den  in  dieser 
Hinsicht  weniger  günstig  gestellten  Staaten.  Den  folgerich- 
tigen Ausführungen  Krieges  konnten  sich  manche  Teilnehmer 
zwar  nicht  verschließen,  jedoch  gelangte  Art.  3  in  obiger  Fas- 
sung zur  Annahme.  Die  Mehrheit  wollte  es  nicht  verant- 
worten, daß  Handelsschiffe,  die  ohne  Kenntnis  des  Kriegs- 
zustandes auf  hoher  See  betroffen  würden,  dem  Seebeuterecht 
unterlagen  und  somit  ohne  weiteres  in  den  Grund  gebohrt 
werden  konnten.  Das  Abkommen  enthält  zwei  völkerrecht- 
liche Einrichtungen.  Einmal  ist  es  das  Embargo,  nämlich  die 
Beschlagnahme  unter  der  Bedingung  unentgeltlicher  Zurück-, 
gäbe  nach  dem  Kriege,  dann  das  Angarienrecht,  nämlich  die 
Anforderung  gegen  Entschädigung. 

Zusammenfassend  ist  zu  sagen,  daß  es  ein  Angarienrecht 
auf  feindliche  Handelsschiffe  gibt,  falls  der  Nehmestaat  vom 
Seebeuterecht  Abstand  nimmt  und  das  Auslaufen  des  Schiffes 
etwa  aus  militärischen  Gründen  verweigert  oder  das  Schiff  in- 
folge ungünstiger  Ereignisse  den  Hafen  nicht  innerhalb  der 


'ri  Actes  et  Documents  de  la  Deuxieme  Conference  de  la  Paix  a 
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Auslautsfrist  verlassen  kann.  Aus  dem  Abkommen  geht  her- 
vor, daß  sich  die  Konferenz  klar  darüber  war,  zum  Schutze  der 
feindlichen  Handelsschiffe  eine  Verbesserung  eintreten  zu 
lassen.  Das  Seebeuterecht  wurde  erheblich  eingeschränkt.  Ein 
erfreulicher  Schritt  nach  vorwärts,  wenn  man  die  alte  Praxis 
zum  Vergleich  heranzieht. 

Nicht  in  gleichem  Maße  befriedigen  die  Fortschritte  auf 
dem  Gebiete  des  Angarienrechts,  soweit  es  sich  gegen  neutrale 
Handelsschiffe  richtet.  Wenn  Ulimann118)  die  Unfreiheit  des 
Privateigentums  als  den  wundesten  Punkt  des  heutigen  See- 
kriegsrechts bezeichnet,  so  darf  dieser  Ausspruch  sicher  in 
erster  Linie  auf  neutrale  Handelsschiffe  bezogen  werden.  Die 
Neutralität  ist  ein  Rechtsverhältnis  zwischen  den  Kriegs- 
parteien und  den  am  Kriege  nicht  beteiligten  Staaten,  das  sich 
wesentlich  unterscheidet  vom  Friedensverhältnis.'19)  Es  ist 
anerkannten  Rechtens,  daß  der  Krieg  in  keiner  Weise  infolge 
unmittelbarer  Tätigkeit  einer  Kriegspartei  auf  neutrale  Staaten 
übergreifen  darf.  Dies  sog.  Neutralitätsrecht  entspricht  dem 
gesunden  Rechtsempfinden.  Es  hat  aber  auch  oder  vielmehr 
deshalb  mit  dem  fortschreitenden  Ausbau  des  Völkerrechts 
ausdrücklich  Anerkennung  gefunden,  so  besonders  in  der 
Pariser  Seerechtsdeklaration  von  1856,  der  zweiten  Haager 
Friedenskonferenz  von  1907  und  der  Londoner  Erklärung  über 
das  Seekriegsrecht  von  1909.  Diese  völkerrechtlichen  Erklä- 
rungen bezw.  Gesetze  lassen  aber  eine  Regelung  des  Angarien- 
fechts  auf  neutrale  Handelsschiffe  vollkommen  vermissen, 
Selbst  das  Abkommen  betreffend  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Neutralen  im  Falle  eines  Seekriegs20)  sprechen  vom  Angarien- 
recht nicht,  obschon  es  hier  doch  zu  suchen  wäre.  Es  läßt  sich 
ja  nicht  verkennen,  daß  im  Gegensatz  zum  Landkriegsrecht, 
das  Seekriegsrecht  in  seiner  Entwicklung  gehemmt  wird,  da 
hauptsächlich  England  infolge  seines  hier  übermächtigen  Ein- 
flusses es  verstanden  hat,  jede  Neuerung  hintan  zu  halten. 

18)  -Ullmann,  Rektoratsrede  vom  24.  11.  1900.  Der  deutsche  See- 
händel und  das  Seekriegs-  und  Neutralitätsrecht.  S.  11. 

19)  Vgl.  v.  Liszt,  Das  Völkerrecht  1918. 
*>)  RGBl.  1910.  S.  343- 
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Um  erständlich  ist  es  aber,  daß  von  anderer  Seite  bei  den 
Völkerrecht  liehen  Konferenzen  nicht  auf  eine  Regelung  der 
Frage  dos  sehr  um-  und  bestrittenen  Angarienrechts  auf  neu- 
trale Handelsschiffe  —  denn  dies  ist  sein  wichtigster  Anwen- 
düngsfall  —  hingearbeitet  wurde.  Über  den  augenblicklichen 
Stand  dieser  Frage  will  ich  versuchen,  unter  Berücksichtigung 
der  Literatur  in  Verbindung  mit  Verträgen  einzelner  Staaten 
und  der  Staatenpraxis  Aufschluß  zu  geben. 

Ein  Staat  übt  das  Angarienrecht  auf  neutrale  Handels- 
schiffe aus,  wenn  er  diese  Schiffe  zum  eigenen  Gebrauch  oder 
Verbrauch  fortnimmt.  Grundsätzlich  steht  fest,  daß  sich  die 
kriegführenden  Parteien  jeder  Feindseligkeit  den  neutralen 
Machten  gegenüber  zu  enthalten  haben.  Dieser  Grundsatz 
wird  vom  Angarienrecht  durchbrochen.  Von  verschiedener 
Seite  wird  seine  Berechtigung  deshalb  geleugnet.  Von  allen 
Schriftstellern,  die  das  Angarienrecht  anerkennen,  wird  es  von 
Voraussetzungen  abhängig  gemacht,  die  seine  Anwendung  nur 
in  seltenen  Fällen  gestatten.  Im  Gegensatz  zu  dem  oben 
angeführten  ,,cas  de  necessite  ou  d'utilite  publique"  Azonis 
erkennen  Hugo  Grotius  und  Vattel,21)  daß  das  Eigentum  der 
nicht  am  Kriege  beteiligten  Staaten  zu  Lande  oder  auf  der 
See  nur  in  besonderen  Fällen  angefordert  werden  kann.  Grotius 
stellt  sich  im  3.  Buch  17.  Kap.  seines:  „De  iure  belli  ac  pacis" 
zum  Gegenstand  wie  folgt: 

,,Supervacuum  videri  posset  agere  nos  de  his,  qui  extra 
bellum  sunt  positi,  quando  in  his,  satis  constet  nullum  esse 
ins  bellicum.  Sed  quia  occasione  belli  multa  in  eos,  finitimos 
praesertim  patrari  solent  praetexta  necessitate,  repetendum 
hic  breviter  quod  diximus  alibi,  necessitatem  ut  ius  aliquod 
det  in  rem  alienam  summan  esse  debere:  requiri  praeterea, 
ut  in  ipso  domino  par  necessitas  non  subsit:  etiam  ubi  nec- 
cessitate  constat,  non  ultra  sumendum,  quam  exigit:  id  est 
si  custodia  sufficiat,  non  sumendum  usum,  si  usus,  non 
sumendum  abusum :  si  abusu  sit  opus,  restituendum  tarnen 
pretium.' 


21 )  Angeführt  bei  Albrecht,  a.  a.  O.  S.  34/35. 


Auffallend  an  dieser  Stelle  ist,  daß  für  „abusus",  für  den 
Verbrauch,  eine  Entschädigung  zu  leisten  ist,  nicht  für  den 
Gebrauch.  Für  entgangenen  Verdienst  gibt  es  nach  Grotius 
keine  Schadloshaltung.  Er  verlangt  einen  besonderen  Grad 
von  „necessitas",  eine  Notlage,  die  sicherlich  über  die  von 
Azoni  geforderte  necessite  hinausgeht.  Er  begnügt  sich  nicht 
mit  der  „utilite  publique",  wie  aus  der  ganzen  Stelle,  besonders 
aus  dem  Satz  „ut  in  ipso  domino  par  necessitas  non  subsit" 
hervorgeht.  Daß  Grotius,  wie  seine  Zeit,  das  Angarienrecht 
als  Souveränitätsrecht  auffaßt  und  auf  den  Hoheitsbereich  des 
Nehmestaats  beschränkt,  ist  anzunehmen.  Die  Bezeichnung 
,, Angarienrecht",  worauf  es  auch  nicht  ankommt,  gebraucht 
er  nicht. 

Eine  Grotius  ähnliche  Stellung  zum  Angarienrecht  nimmt 
Vattel  in  seinem  „droit  des  gens"  22)  ein.    Er  sagt: 

,,  si  une  nation  a  un  besoin  pressant  de  vaisseaux,  de 

chariot,  de  chevaux,  ou  de  travail  meine  des  etrangers,  eile 
peut  s'en  servir  de  gre  ou  de  force,  pourvu  que  les  proprie- 
taires  ne  soient  pas  dans  la  meme  necessite  qu'elle.  Mais 
comme  eile  n'a  pas  plus  de  droit  a  ces  choses  que  la  neces- 
site le  lui  en  donne,  eile  doit  payer  l'usage  qu'elle  en  fait,  si 
eile  a  de  quoi  le  payer.  La  practique  de  l'Europe  est  con- 
forme  ä  cette  maxime.  On  retient,  dans  un  besoin,  les 
vaisseaux  etrangers  qui  se  trouvent  dans  le  port;  mais  on 
paie  le  Service  que  Ion  en  tire." 

Mit  Grotius  ist  er  der  Ansicht,  daß  das  Angarienrecht  nicht 
ausgeübt  werden  darf,  wenn  der  Eigentümer  des  Schiffes  sich 
in  derselben  Notlage  befindet,  die  für  den  Nehmestaat  die  Aus- 
übung des  Angarienrechts  rechtfertigen  würde.  Die  Worte 
„eile  peut  s'en  servir  de  gre  ou  de  force"  stellen  das  Angarien- 
recht als  Zwangsmaßnahme  hin.  Vattel  geht  hinsichtlich  der 
Entschädigungspflicht  weiter  als  Grotius.  Er  verlangt  Schad- 
loshaltung auch  für  die  Benutzung. 

Beide  Stellen  lassen  eine  weitgehende  Rücksichtnahme  auf 
neutrale  Handelsschiffe  erkennen. 


-2)Angeführt  bei  Albrecht,  a.  a.  O.  S.  35. 


\  ollständig  abgelehnt  w  ird  das  Angarienrecht  von  Haute- 
Feuille.53)  Er  hält  das  Angarienrecht  für  ein  Souveränitäts- 
recht, «las  sich  in  erster  Linie  gegen  die  Neutralen  wende.  Die 
Notlage  der  Kriegsführenden,  nämlich  der  Mangel  an  Schiffen 
für  Kriegsz wecke,  rechtfertigt  nach  seiner  Ansicht  das  Ari- 
garienrechl  nicht.  Die  Neutralität  will  er  unter  allen  Umstän- 
den gewahrt  wissen.  Daß  bei  Ausübung  des  Angarienrechts 
die  Neutralen  gezw  ungen  werden,  zugunsten  einer  Kriegspartei 
ans  der  Neutralität  zu  treten,  bezeichnet  er  als  Pflichtverletzung 
auf  Seiten  der  Neutralen,  als  Mißbrauch  der  Macht  auf  Seiten 
einer  Kriegspartei. 

Dieser  Ansicht  schließt  sich  von  Bulmerincq«24)  an,  weist 
aber  darauf  hin,  daß  die  europäische  Praxis  in  dringenden 
Fällen  die  Anforderung  fremder  Schiffe,  die  sich  im  Hafen 
befinden,  gestattet. 

Auch  Ullmann 25)  hält  das  Angarienrecht  für  eine  nicht 
zu  rechtfertigende  Maßregel,  die,  wie  aus  einzelstaatlichen 
Verträgen  hervorgehe,  mit  dem  heutigen  Neutralitätsrecht  un- 
vereinbar sei.  Er  verkennt  aber  nicht,  daß  noch  in  neuerer 
Zeit  Verträge  abgeschlossen  sind,  in  denen  die  Entschädigungs- 
frage für  den  Fall  geregelt  ist,  daß  ein  Handelsschiff  zu  An- 
garien, d.  h.  zu  durch  das  Angarienrecht  erzwungenen  Diensten 
genötigt  worden  ist.  Bonfils26)  lehnt  das  Angarienrecht  ab 
selbst  im  Falle  einer  dringenden  Notwendigkeit,  *  falls  eine 
Kriegspartei  neutrale  Handelsschiffe  auf  offenem  Meer  be- 
schlagnahmt. Soweit  aber  neutrale  Handelsschiffe  sich  im 
Hafen  des  Nehmestaates  befinden,  hält  er  das  Angarienrecht 
für  eine  erlaubte  Maßnahme,  die  die  Entschädigungspflicht  des 
Staates  nach  sich  ziehe  und  von  der  nur  „mit  Behutsamkeit" 
Gebrauch  gemacht  werden  dürfe,  da  es  in  störender  Weise  in 
die  Handelsschiffahrt  eingreife.  In  der  Praxis,  sagt  er  weiter, 
gilt  der  Staat  als  verpflichtet,  den  Betrag  für  die  zwangsweise 
Verwendung  des  Schiffes  im  voraus  festzustellen  und  zu  be- 
zahlen. 


23)  Angeführt  bei  von  Bülmerincq,  a.  a.  O.  S.  99/100. 

-4)  a.  a.  O.  S.  100. 

?5)  Ullmann,  Völkerrecht,  S.  52?- 

se)  Bonfils,  Lehrb.  d.  Völkerrechts,  S.  755, 
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Die  meisten  der  neueren  Schriftsteller  erkennen  das  An- 
garienrecht als  erlaubte  Maßregel  an,  wenn  sie  auch  seine 
Anwendungsmöglichkeit  sehr  einschränken.  Die  Voraus- 
setzungen für  die  Zulässigkeit  des  Angarienrechts  sind  bei  den 
einzelnen  Schriftstellern  verschieden.  Vor  allen  Dingen  ist  der 
Begriff  „Notwendigkeit"  als  allseitig  .geforderte  Voraussetzung 
Gegenstand  großer  Meinungsverschiedenheiten. 

Allgemein  sagt  Heffter,-7)  daß  alles,  was  dem  neutralen 
Staate  außerhalb  seines  Gebietes  gehört,  ihm  als  unantastbares 
Eigentum  verbleibt,  gleichgültig,  ob  es  sich  bei  einer  krieg- 
führenden Partei  befindet  oder  im  Gemenge  mit  Sachen  der- 
selben. Eine  Beschlagnahme  läßt  er  zu,  soweit  sich  das  neu- 
trale Eigentum  als  Kriegskonterbande  darstellt.  Weiter  ist 
er  mit  der  herrschenden  Meinung  der  Ansicht,  daß  unbeweg- 
liches Gut  eines  neutralen  Staates  oder  seiner  Untertanen  in 
Ländern  der  kriegführenden  Staaten  den  Kriegslasten  nicht 
entzogen  ist.  Dagegen  hält  er  es  nur  als  „Maßregel  in  höchster 
Not  und  nur  gegen  vollständige  Entschädigung"  für  zulässig, 
daß  eine  Kriegspartei  neutrale  Schiffe  in  Beschlag  nimmt  und 
für  seine  Zwecke  verwendet. 

Geffcken,  der  nach  Heffters  Tode  dessen  Werke  weiter 
bearbeitet  hat,  teilt  im  Vorwort  zur  7.  Auflage28)  mit,  er  habe 
seine  eigenen  Ansichten  und  Abweichungen  von  Heffter  in 
selbständigen  Ausführungen  als  Fußnoten  wiedergegeben.  Die 
obigen  Ausführungen  müssen  demnach  von  Geffcken  als  auch 
seiner  Ansicht  entsprechend  übernommen  sein,  da  er  zu  ihnen 
keine  Stellung  genommen  hat.  In  zwei  Punkten  scheint  mir 
jedoch  Geffcken  von  Heffter  an  anderer  Stelle  abzuweichen.29) 
Einmal  ist  es  der  Begriff  „Notwendigkeit* V  dann  die  Entschä- 
digungsfrage. Er  sagt  hier,  das  Eigentum  der  Neutralen  im 
feindlichen  Gebiete  werde  nach  Möglichkeit  zwar  geschont,  ein 
Rechtsanspruch  hierauf  bestehe  jedoch  nicht.  Besondere  Ver- 
günstigungen könnten  daher  die  Neutralen  für  ihr  Eigentum 
nicht  verlangen.  Die  Kriegführenden  dürften  dasselbe  nehmen. 


27)  Heffter-Geffcken,  a.  a.  O.  S.  321. 
»)  Heffter-Geffcken,  a.  a.  O.  S.  VI. 
L>1M  Geffcken,  Das  Seekriegsrecht;  S.  771(772. 
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wenn  die  „Notwendigkeit  der  Kriegsführung"  es  verlange. 
Nach  ihm  beweisen  die  weiter  unten  angeführten  Verträge, 
daß  ohne  solche  die  Neutralen  sich  der  Ausübung  des  An- 
parienrechts  nicht  wiedersetzen  können.  Er  unterscheidet, 
falls  nicht  vertragsmäßige  Bestimmungen  eine  andere  Regelung 
trotten,  zwei  Fälle  des  jus  angariae,  einmal  das  der  einfachen 
Vernichtung  neutralen  Eigentums  zufolge  der  Kriegsnotwen- 
digkeit, dann  die  Beschlagnahme  desselben  durch  den  Krieg- 
führenden zu  eigenem  Gebrauch.  Im  ersteren  Falle  soll  der 
Kriegführende  nicht  verpflichtet  sein,  Entschädigung  zu  leisten, 
wohl  aber  im  zweiten.  Geffcken  weicht  hiermit  von  Heffter 
ab  und  stellt  sich  ganz  in  Gegensatz  zu  Grotius,30)  der  eine 
Entschädigungspflicht  nur  für  den  ,,abusus",  nicht  aber  für  die 
Benutzung  eintreten  lassen  will. 

Für  die  Richtigkeit  seiner  Behauptung  führt  er  wohl  zu 
Unrecht  den  Duclair-Fall  als  Beweis  an.  Ich  gehe  auf  dies 
Freignis  näher  ein,  weil  es  von  erhöhter  Bedeutung  ist,  da  es 
nicht  weit  zurückliegt  und  Geffckens  Darstellung  bei  Heffter,31) 
das  Angarienrecht  sei  wenigstens  unserm  Jahrhundert  unbe- 
kannt geblieben,  einwandfrei  widerlegt,  v.  Bulmerincq 32)  hält 
den  Duclair-Fall  nicht  für  einen  Anwendungsfall  des  Angarien- 
rechts,  weil  hierfür  ,,eine  von  vornherein  stipulierte  Entschädi- 
gung für  bestimmte  ebenso  vorher  bezeichnete  Dienste  der 
Schiffe  erforderlich  sei".  Im  allgemeinen  wird  aber  gerade 
der  Duclair-Fall  als  Beispiel  des  Angarienrechts  herangezogen. 

Der  geschichtliche  Vorgang  ist  folgender:33)  Ende  De- 
zember 1870  hatte  der  Befehlshaber  eines  deutschen  Truppen- 
teils 6  mit  Kohlen  beladene  englische  Schiffe,  die  in  der  Seine 
lagen,  bei  Düclair  fortgenommen  und  versenkt.  Nach  deutscher 
Auffassung  war  der  Befehlshaber  zu  dieser  Maßnahme  befugt, 
da  die  Kriegsnotwendigkeit  es  erforderte.  Die  Anwesenheit 
französischerr  Kanonenboote  auf  der  Seine  war  nämlich  dem 
Fortgang  der  militärischen  Operationen,  die  sich  gegen  Ronen 


30)  s.  o. 

31)  a.  a.  O.  S.  237. 

32)  a.  a.  O.  S.  102. 

**)  Vgl.  v.  Bulmerincq,  a.  a.  O.  S.  101;  Albrecht,  a.  a.  O.  S.  45. 


richteten,  hinderlich.,  da  die  Kanonenboote  den  Deutschen  im 
Rücken  lagen  und  ihnen  durch  Flankenangriffe  großen  Schaden 
zufügen  konnten  und  auch  tatsächlich  zufügten.  Durch  die 
Versenkung  der  Schiffe  wurde  den  Kanonenbooten  die  Durch- 
fahrt versperrt.  Der  deutsche  Befehlshaber  stellte  ausdrück- 
lich fest,  daß  durch  andere  Mittel  die  von  den  Kanonenbooten 
drohende  Gefahr  nicht  zu  beseitigen  war.  In  dem  aus  Anlaß 
dieses  Vorfalls  folgenden  Notenwechsel  zwischen  dem  Nord- 
deutschen Bund  und  der  englischen  Regierung  berief  sich 
Bismarck  auf  das  itis  angariae  und  führte  zu  seiner  Recht- 
fertigung den  Engländer  Sir  Robert  Phillimore  an.  Er  vertrat 
den  Standpunkt,  daß  rechtlich  Deutschland  nicht  ver- 
pflichtet sei,  eine  Entschädigung  zu  zahlen.  Wohl  erkannte 
er  einen  Ersatzanspruch  der  Schiffseigentümer  an,  war  aber 
der  Ansicht,  daß  dieser  Anspruch  sich  gegen  Frankreich  richten 
müsse.  Bismarck  stützte  diese  seine  Ansicht  auf  die  Auf- 
fassung seiner  juristischen  Berater. 

Hiernach  hat  also  ein  Kriegführender  das  Recht,  im  Falle 
der  Selbstverteidigung  in  den  Gewässern  seines  Gegners  Schiffe 
wegzunehmen.  Die  Entschädigungspflicht  trifft  den  unter- 
legenen Teil,  nicht  den  Sieger.  Wenn  Deutschland  trotzdem 
aus  diplomatischen  Gründen  die  Eigentümer  entschädigte,  so, 
hat  die  deutsche  Regierung  eine  Verpflichtung  ihrer- 
seits hierzu  aber  ausdrücklich  abgelehnt. 

Geffcken  hat  wohl  irrtümlich  aus  der  Behandlung  des 
Duclair-Falles  geschlossen,  daß  grundsätzlich  für  die  auf 
Grund  der  Ausübung  des  Angarienrechts  erfolgte  Vernichtung 
neutralen  Eigentums  eine  Entschädigungspflicht  für  den 
Nehmestaat  nicht  anerkannt  werden  könne.  Im  übrigen  ist  der 
Duclair-Fall  ein  Beweis  dafür,  daß  die  englischen  Kronjuristen 
das  Angarienrecht,  wie  es  von  Deutschland  gehandhabt  wurde, 
anerkannt  haben.  Andernfalls  hätte  England  sicherlich  Ge- 
nugtuung gefordert.  Wie  sich  England  zur  Entschädigungs- 
frage stellte,  ob  es  insbesondere  Bismarcks  Standpunkt  teilte, 
geht  aus  den  Verhandlungen  nicht  hervor. 

Rivier34)  will  den  allgemeinen  Gesichtspunkt  des  straf- 


)  Principes  du  droit  des  gens.  II.  Teil  S.  328. 
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rechtlichen  Notstandes  auf  das  Völkerrecht  angewendet  wissen, 
Nur  wenn  die  äußerst  schweren  und  in  unserem  Falle  seltenen 
Voraussetzungen  des  Notstandes  vorliegen,  hält  er  die  Aus- 
übung des  Angarienrechts  für  gerechtfertigt.  M.  E.  wäre  für 
diese  Art  der  Selbsthilfe  das  Angarienrecht  als  Rechtferti- 
gungsgrund uberflüssig.  Der  Notstand  allein  ist  Rechtferti- 
gung genug. 

Pereis3*)  billigt  das  Angarienrecht  als  eine  Befugnis  des 
Kriegfuhrenden,  neutrale  Handelsschiffe,  die  sich  in  seinen 
Häfen  befinden,  zu  Transportdiensten  zu  gebrauchen.  Er 
w  eist  darauf  hin,  daß  das  Angarienrecht  auch  noch  in  neuester 
Zeit  in  vielen  Handels-  und  Schiffahrtsverträgen  ausdrücklich 
Anerkennung  gefunden  habe.  Die  Ablehnung  des  Angarien- 
rechts seitens  einiger  Schriftsteller  kann  seine  Zustimmung 
nicht  finden.  Er  spricht  dem  Eigentümer  des  zu  Angarien 
gezwungenen  Handelsschiffes  eine  Entschädigung  zu.  Diese 
soll,  wie  er  aus  neueren  Handels-  und  Schiffahrtsverträgen 
schließt,  sachentsprechend  vor  der  Benutzung  festgestellt 
werden. 

Gesondert  hiervon  behandelt  Pereis  die  Vernichtun  g 
neutraler  Handelsschiffe,  die  sich  in  den  Hoheitsgewässern  des 
Kriegführenden  befinden.  Er  hält  eine  Vernichtung  aus  Grün- 
den ,, militärischer  Notwendigkeit''  für  statthaft. 

Eine  ähnliche  Stellung  nimmt  von  Martens-Bergbohm 36) 
ein.  Er  anerkennt  das  Angarienrecht  als  die  Berechtigung 
einer  Kriegspartei,  im  Falle  des  Bedürfnisses  die  in  seinen 
Häfen  befindlichen  neutralen  Handelsschiffe  wegzunehmen  und 
zu  Kriegszwecken  zu  benutzen.  Martens-Bergbohm  und  Pereis 
wollen  mit  der  Mehrzahl  der  Schriftsteller  das  Angarienrecht 
auf  die  Hoheitsgewässer  des  Nehmestaates  beschränken. 

Auch  Schramm  37)  ist  der  Meinung,  daß  das  Angarienrecht 
nur  innerhalb  der  Hoheits.gewässer  eines  Kriegführenden, 
seines  Verbündeten  und  innerhalb  des  besetzten  feindlichen 
Gebietes  gegen  volle  Entschädigung  ausgeübt  werden  darf.  Er 


te)  Internationales  öffentt.  Seerecht,  S.  221.  222. 
3ß)  Volkerrecht,  Bd.  II,  S.  570. 
m)  a.  a.  O.  S.  275. 
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weist  darauf  hin,  daß  alle  Staaten  das  Angarienrecht  aner- 
kennen, abgesehen  von  England,. das  früher  von  dem  Angarien- 
recht weitgehend  Gebrauch  gemacht  habe,  in  neuerer  Zeit  aber 
von  seinen  Seebefehlshabern  verlange,  gegen  die  Anforderung- 
englischer  Handelsschiffe  Einspruch  zu  erheben.  Die  Recht- 
fertigung des  Angarienrechts  findet  Schramm  in  der  „necessi- 
tas  belli". 

Entgegen  der  Annahme  der  meisten  Schriftsteller  verneint 
Oppenheim38)  die  Beschränkung  des  Angarienrechts  auf  die 
Hoheitsgewässer  des  Nehmestaates.  Unten  wird  näher  darzu- 
legen sein,  daß  Oppenheim  Recht  hat,  wenn  er  die  Anwen- 
dungsmöglichkeit des  Angarienrechts  auch  auf  die  hohe  See 
ausdehnt. 

Zum  Schluß  führe  ich  noch  Wehberg39)  an,  der  auch  der 
Ansicht  ist,  daß  eine  Einschränkung  des  Angarienrechts  auf 
die  Hoheitsgewässer  des  Nehmestaates  nicht  denkbar  sei.  Er 
rechtfertigt  das  Angarienrecht  mit  der  „Kriegsnotwendigkeit'V 
die  eine  Unterscheidung  von  Eigengewässer  und  hoher  See 
nicht  zulasse.  Eine  Einengung  der  Ausübungsberechtigung 
durch  Gesetz  hält  er  im  Interesse  der  neutralen  Handelsschiffe 
für  notwendig.  Wehberg  erkennt  eine  Entschädigungspflicht 
voll  und  ganz  an.  Wenn  er  der  Ansicht  ist,  daß  Deutschland 
im  Duclair-Fall  das  Prinzip  der  Entschädigung  nicht  anerkannt 
habe,  so  beruht  diese  Annahme,  wie  aus  den  obigen  Darlegun- 
gen hervorgeht,  auf  einem  Irrtum.  Über  Nr.  9  der  deutschen 
Prisenordnung,  die  Wehberg  anführt,  um  dazutun,  daß 
Deutschland  das  Angarienrecht  jetzt  nicht  mehr  anerkenne, 
wird  weiter  unten  zu  sprechen  sein.  Vorher  soll  auf  die  Stel- 
lung der  Staaten  zum  Gegenstand,  soweit  sie  durch  eiuzelstaat- 
liche  Verträge  geregelt  ist.  eingegangen  werden. 

Preußen  und  später  Deutschland  haben  mit  fast  allen 
selbständigen  Staaten  Verträge  geschlossen,  die  sich  auf  den 
Schutz  und  die  Förderung  dei  von  den  Untertanen  der  ver- 
tragschließenden   Parteien   betriebenen    Handelsschiffahrt  be- 


38)  International  Law.  B.  II.  S.  395. 
:w)  a.  ä,  O.  S.  70/71. 
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ziehen.  Zumeist  führen  sie  die  Bezeichnung  „Freundschaffs-, 
Schiffahrts-  und  Handelsvertrag".  In  einigen  dieser  Verträge 
haben  die  Parteien  auch  Stellung  zum  Angarienrecht  genom- 
men, obschon  es  namentlich  nicht  angeführt  und  als  Haupt- 
bestandteil irgend  eines  Vertrages  nicht  anzusprechen  ist.  Die 
meisten  Verträge  erwähnen  das  Angarienrecht  nicht,"0)  sprechen 
aber  von  dem  das  Gebiet  wenigstens  streifenden  Embargo."1) 
LTberall  findet  sich  jedoch  die  Meistbegünstigungsklausel. 

Der  zwischen  Preußen  und  Nordamerika  abgeschlossene 
Vertrag  vom  10.  April  1785  *2)  lehnt  das  Angarienrecht  ab. 
Sein  Art.  16  lautet: 

II  a  ete  convenu  que  les  sujets  ou  citoyens  de  l'une  des 
Parties  contractantes,  leurs  vaisseaux  ni  effets  ne  pourront 
etre  assujettis  a  aueun  embargo,  ni  retenus  de  la  part  de 
l'autre  pour  quelque  expedition  militaire,  usage  public  ou 
part  icu  Her  de  qui  que  ce  soit. 

Das  Embargo  ist  demnach  abgelehnt  und  das  Angarien- 
recht unstatthaft.  Daß  es  sich  in  diesem  Vertrage  um  das 
Angarienrecht  handelt,  davon  zeugt  die  Anführung  des  häu- 
tigsten Anwendungsfalles  in  damaliger  Zeit,  die  „expedition 
militaire".  Eine  Anerkennung  beider  Einrichtungen,  die  durch 
Art.  12  des  Vertrages  vom  1.  Mai  1828  bestätigt  wird,  findet 
sich  aber  von  beiden  Vertragsstaaten  ausgesprochen  in  Art.  16 
des  Vertrages  vom  11.  Juli  179943): 

,,Si  en  temps  de  guerre  ou  dans  les  cas  d'une  pressante  ne- 
cessite,  une  des  parties  belligerantes  se  trouvoit  obligee  de 
mettre  un  embargo  general  dans  tous  ses  ports  ou  dans  cer- 
taines  places  determinees,  les  bätiments  de  Tautre  partie 

40  )  Vertrag  mit  Großbritannien  und  Irland  vom  2.  4.  1824.  G.  S. 
S.  117;  mit  Schweden  und  Norwegen  vom  14.  3.  1827,  G.  S.  39;  mit 
Griechenland  vom  31.  7./12.  8.  1839,  G.  S.  1840,  S.  65;  mit  Belgien  vom 
1.  9.  1844,  G.  S.  577;  mit  Argentinien  vom  19.  9.  1857,  G.  S,  1859,  S.  405; 
mit  Paraguay  vom  1.  8.  1860,  G.  S.  1862,  S.  95;  mit  Siam  vom  7.  2.  1862, 
G.  S.  1864,  S.  717;  mit  Liberia  vom  31.  10.  1867,  RGBl.  1868,  S.  197;  mit 
Italien  vom  4.  5.  1883,  RGBl.  S.  109  u.  a.  m. 

n)  So  der  Vertrag  zwischen  Preußen  und  der  Republik  Chili  vom 
1.  2.  1862,  G.  S.  1^63,  S.  761. 

*2)  Angeführt  bei  Strupp,  Urkunden  des  Völkerrechts,  Bd.  LS.  86. 

13)  Angeführt  von  Albrecht,  a.  a.  O.  S.  32. 
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seront  soumis  ä  cette  mesure  comrae  ccux  des  nations  les 
plus  favorisees,  mais  sans  pouvoir  reclamer  en  leur  faveur 
les  exemptions  stipules  dans  l'article  XVI  du  traite  prece- 
dent  de  1785.    Mais  d'autre  part  les  proprietaires  des  vais- 
seaux  qui  auront  ete  retenus,  soit  pour  une  entreprise  mili- 
laire,  soit  pour  tout  autre  usage,  devront  recevoir  du  gou- 
vernement  qui  les  aura  employe,  une  indemnite  convenable 
tant  pour  le  fret,  que  pour  la  perte  occasionee  par  le  retard." 
Auffallend  an  diesen  beiden  Verträgen  ist,  daß  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  die  bei  jeder  Gelegenheit 
das  Privateigentum  unter  allen  Umständen  geschützt  wissen 
vollen  und  diesen  Schutz,  wie  die  zweite  Haager  Konferenz 
zeigt,    auch    auf   das    feindliche    Privateigentum  ausdehnen 
möchten,  diesen  in  dem  Vertrage  von  1785  eingenommenen 
Standpunkt  in  einem  zeitlich  später  liegenden  Vertrage  zu  Un- 
gunsten der  Handelsschiffe  verlassen  haben.    Das  Gegenteil 
sollte  man  bei  dem  Bestreben  der  Völkerrechtsentwicklung, 
den  Krieg  von   den   Neutralen   fernzuhalten,   erwarten.  Es 
scheint  doch  wohl,  daß  das  Angarienrecht  als  völkerrechtliche 
Maßnahme  allseitig  anerkannt  worden   ist,   wenn  selbst  die 
Vereinigten  Staaten  seine  Berechtigung  vertraglich  festlegten. 
Nach  Art.  16  hat  der  Nehmestaat  den  Schiffseigentümer  unter 
/-llen  Umständen  schadlos  zu  halten.    Ob  diese  Entschädigung 
vorher  gezahlt  oder  festgesetzt  werden  soll,  ist  nicht  vorge- 
schrieben.   Auch  schweigt  die  Stelle  von  dem  Vorliegen  einer 
„Notwendigkeit"  für  den  Fall  der  Anwendung  des  Angarien- 
rechts.   Daß  im  Kriege  eine  ,,necessite",  vielleicht  gar  eine 
„pressante  necessite"  für  das  Angarienrecht  gefordert  wird, 
dürfte  im  Sinnender  Vertragsparteien  gelegen  haben,  weil  beim 
Embargo  gerade  hierin  ein  Unterschied  zwischen  Friedens- 
und Kriegszeiten  gemacht  wird.     Für   diese  amerikanische 
Auffassung  spricht  auch  Art.  6  des  ,,The  Laws  and  Usages 
on  Sea"44): 

.Jf  military  necessity  should  require  it,  neutral  vessels  found 
within  the  limits  of  belligerent  authority  may  be  seized  and 
destroyed  or  otherwise  ntilized  for  military  purposes.  hut 

44)  Angeführt  bei  Pereis,  a.  1.  O.  S.  222/223. 


in  Mich  cases  the  ownefs  of  neuLral  vessels  must  be  fully 
recompensed.  The  amount  of  the  indemnity  should,  if  prac- 
ticable,  be  agreed  upon  in  advance  witli  the  owner  or 
master  of  the  vessel.  Due  regard  must  be  had  to  treaty 
stiptrlations  upon  these  matters." 

Amerika  hat  seine  Stellung  zum  Angarienrecht  bis  jetzt 
noch  nicht  geändert.  Seit  1799  ist  von  Amerika  das  Angarien- 
rechl  anerkannt,  obschon  es  sich  verpflichtet  hat,  die  Rechte 
der  Neutralen  besonders  in  Sachen  der  Handelsschiffahrt 
wahrzunehmen.  Hierfür  zeugt  Art.  12  Abs.  2  des  mit  Preußen 
abgeschlossenen  Vertrages  vom  1.  Mai  1828  *5): 

„Da  es  immer  noch  der  Wunsch  der  kontrahierenden  Teile 
ist,  ihrer  im  Art.  12  des  Vertrages  von  1799  ausgesproche- 
nen Absicht  gemäß  unter  sich,  oder  in  Verbindung  mit  an- 
deren Seemächten,  auf  fernere  Bestimmungen  Bedacht  zu 
nehmen,  welche  dazu  dienlich  sein  könnten,  dem  Handel 
und  der  Schiffahrt  der  Neutralen  einen  gerechten  Schutz 
und  Freiheit  zu  sichern  und  diese  Angelegenheit  der  Zivili- 
sation und  Menschlichkeit  zu  befördern,  so  verpflichten  sie 
sich  hier  wie  damals,  zu  einer  künftigen  dazu  passenden 
Zeit  über  diesen  Gegenstand  in  Verabredungen  zu  treten." 

Diesen  Zeitpunkt  hat  keine  der  Vertragsparteien  bislang 
für  gegeben  erachtet.  Wenn  das  Völkerrecht  auch  das  An- 
garienrecht anerkannt  hatte,  so  hätten  die  Vertragsparteien 
unter  sich  trotzdem  etwas  anderes  bestimmen  können.  Sie 
scheinen  im  Angarienrecht  für  den  Kriegsfall  eine  Maßregel 
erblickt  zu  haben,  auf  die  nicht  verzichtet  werden  konnte. 

Der  gleiche  Gesichtspunkt  und  die  gleiche  Entwicklung 
findet  sich  in  dem  Vertrag  zwischen  Deutschland  und  Portu- 
gal vom  2.  März  1872.46)  Während  das  Handels-  und  Schiff- 
fahrtsabkommen zwischen  Preußen  einerseits  und  Portugal 
und  Algarvien  andererseits  vom  1.  September  1844 47)  das 
Angarienrecht  nicht  erwähnt,  bestimmt  Art.  2  des  Vertrages 
von  1872: 


**)  G.  S.  1829,  S.  25. 
">)  RGBl.  S.  254 
G.  S.  S.  151. 


—    33  — 


„Eine  Sequestration  ihrer  Besitzungen  oder  eine  Beschlag- 
nahme ihrer  Schiffe,  Ladungen,  Waren  oder  Effekten  zu 
irgend  welchem  öffentlichen  Gebrauche  soll  nicht  stattfinden 
ohne  vorgängige  Bewilligung  einer  auf  gerechten  und  bil- 
ligen Grundlägen  unter  den  beteiligten  Parteien  festgesetzten 
Entschädigung." 

Alien  in  den  Verträgen  zwischen  Preußen   und  Mexiko 
vom   18.  Februar  1831  *8)  und  vom  10.  Juli  1855  49)  hat  eine 
inhaltlich  dem  Angarienrecht  entsprechende  Bestimmung  nicht 
Platz   gefunden.     Dagegen   lautet   Art.  14  des  Abkommens 
zwischen  Deutschiana  und  Mexiko  vom  5.  Dezember  1882  r>0): 
„Ihre  —  nämlich  der    Untertanen-  der   beiden    Staaten  - 
Schiffe  und  Schiffsmannschaften,  ihre  Waren,  sowie  ihre 
sonstigen  Güter  und  Vermögensstücke  dürfen   weder  für 
eine  militärische  Unternehmung,  noch  für  irgend  einen  an- 
deren Zweck  des  öffentlichen  Dienstes,  welcher  Art  dieser 
auch  sei,  ohne  vorgängige  Entschädigung  auf  gerechten 
und  billigen  Grundlagen  weggenommen  oder  zurückgehal- 
ten werden." 

Auffallend  ist,  daß  Preußen  mit  Spanien  Schiffahrts-  und 
Handelsverträge  nicht  geschlossen  hat.  Der  Vertrag  zwischen 
dem  Deutschen  Reich  und  Spanien  vom  12.  Juli  1883  5l)  zeigt, 
daß  beide  Parteien  das  Angarienrecht  als  berechtigte  Maß- 
nahme anerkennen.  Art  6  des  Vertrages  hat  folgenden  Wort- 
laut: 

„Ihre  —  nämlich  der  Untertanen  der  beiden  Staaten 
Schiffe,  Ladungen,  W^aren,  Effekten  sollen  nicht  zurückge- 
halten werden  zu  irgend  welchem  öffentlichen  Gebrauche 
ohne  vorgängige  Bewilligung  einer  auf  gerechten  und  bil- 
ligen Grundlagen  unter  den  beteiligten  Parteien  festgesetzten 
Entschädigung. " 

Die  drei  vorstehend  wiedergegebenen  Gesetzesstellen  ver- 
langen bei  Anwendung  des  Angarienrechts  eine  Entschädi- 

«)  G.S.  1835,  S.  21. 
*9)  G.  S.  1856,  S.  385. 
*°)  RGBl.  1883,  S,  247. 
-1)  RGBl.  S.  307. 
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gung,  die  der  Nehmestaat  vor  dem  Gebrauch  zu  leisten  hat 
oder  wenigstens  vorher  bewilligen  muß.  Eine  Kriegsnotwen- 
digkeil als  Voraussetzung  des  Angarienrechts  wird  ausdrück- 
lich nicht  gefordert.  Daß  diese  aber  gefordert  werden  muß, 
wird  unten  dargelegt  werden.  Es  kann  auch  keinem  Zweifel 
unterliegen,  daß  die  Vertragsparteien  die  Notwendigkeit  als 
Voraussetzung  stillschweigend  anerkannt  haben  und  nicht 
ausschalten  wollten. 

Ausdrücklich  angeführt  ist  die  Notwendigkeit  im  Ver- 
trage /wischen  dem  Deutschen  Reich  und  Columbien  vom 
23.  Juli  i892.5*)    In  Art.  7  heißt  es: 

„Auch  dürfen  ihre  —  nämlich  der  Untertanen  der  beiden 
Staaten  Schiffe,  Lädungen,  Waren  und  andere  Gegen- 
stände für  militärische  Unternehmungen  oder  sonstige 
Zwecke  irgend  welcher  Art  außergerichtlich  weder  mit  Be- 
schlag belegt  noch  zurückgehalten  werden.  Im  Falle  der 
Unvermeidlichkeit  einer  solchen  Maßnahme  ist  ihnen  eine 
gerechte  Entschädigung  zu  gewähren,  und  zwar  soll  diese 
Entschädigung,  falls  die  Maßregel  in  Friedenszeiten  erfolgt, 
vorab  mit  ihnen  vereinbart  werden." 

Von  dem  „Fall  der  Unvermeidlichkeit"  wird  noch  zu 
sprechen  sein. 

Auffallend  ist  in  diesem  Artikel  die  Regelung  der  Ent- 
schädigungsfrage. Sie  ist  ein  Beweis  dafür,  wie  klar  sich  die 
Parteien  über  den  Begriff  Angarienrecht  gewesen  sind.  Daß 
das  Angarienrecht  auch  als  eine  in  Friedenszeiten  mögliche 
Maßregel  angeführt  wird,  ist  nicht  weiter  verwunderlich.  Es 
ist  oben  dargelegt  und  wird  im  Zusammenhange  noch  aufzu- 
führen sein,  daß  das  Angarienrecht  als  besondere  völkerrecht- 
liche Einrichtung  für  die  Friedenszeit  jetzt  nicht  mehr  ange- 
nommen werden  kann. 

Heute  hat  es  im  Frieden  jede  praktische  Bedeutung  ver- 
loren. Ausdrücklich  ist  es  aber  nicht  aufgehoben.  Wenn  das 
Angarienrecht  deshalb  als  Friedensmaßnahme  in  diesem  und  in 
fast  allen  anderen  Verträgen  noch  aufgeführt  wird,  so  ist 
dieser  Umstand  rechtlich  ohne  Bedeutung.    Es  ist  jedenfalls 
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besser,  wenn  ein  Vertrag  zu  viel  enthält,  als  wenn  in  ihm 
wichtige  Bestimmungen  keinen  Platz  gefunden  haben.  [n 
dem  genannten  Vertrage  ist  gesagt,  daß  eine  Entschädigung 
vorher  vereinbart  werden  soll,  falls  vom  Angarienrecht  im 
Frieden  Gebrauch  gemacht  wird.  Aus  dieser  besonderen  Her- 
vorhebung ist  zu  schließen,  daß  die  Vertragsparteien  im  Kriegs- 
fall von  einer  Vorabvereinbarung  absehen.  Das  Friederis- 
angarienrecht  ließ  in  der  ersten  Epoche  der  Neuzeit  eine  Pest- 
setzung der  Höhe  der  Entschädigung  für  den  Gebrauch  der 
Schiffe  zu.  Beim  Kriegsangarienrecht  wird  das  nur  in  sel- 
tenen Fällen  möglich  sein.  Die  für  die  Anwendung  des  An- 
garienrechts erforderliche  Voraussetzung  der  „Notwendig- 
keit", von  der  noch  näher  zu  sprechen  ist,  wird  im  allgemeinen 
für  eine  derartige  Vereinbarung  keine  Zeit  lassen. 

Diese  folgerichtige  und  praktische  Regelung  der  Entschä- 
digungsfrage enthält  keiner  der  vorstehenden  Verträge.  Auch 
die  folgenden  von  Deutschland  mit  kleinen  Staaten  abgeschlos- 
senen Verträge,  die  zum  Nachweis  des  Angarienrechts  und  der 
Vollständigkeit  halber  besprochen  werden  sollen,  regeln  die 
Frage  der  Schadloshaltung  in  einer  praktisch  meist  nicht  aus- 
führbaren Weise.  Sie  verlangen  eine  vorher  zu  vereinbarende 
Entschädigung,  ohne  daß  der  Entschädigungsgrund,  der  eine 
mehr  oder  minder  große  Abnutzung,  Zerstörung  des  Schiffes 
und  anderes  sein  kann,  feststeht. 

Der  Vertrag  mit  dem  Königreich  der  Hawaischen  Inseln  . 
vom  25.  März  und  19.  September  1879 53)  bestimmt  in  Art.  2 
Absatz  6: 

,,Sie  —  die  Untertanen  der  beiden  Staaten  —  sollen  keinem 
Embargo  unterworfen  sein,  noch  mit  ihren  Schiffen,  Mann- 
schaften, Ladungen,  Handelseffekten  zurückgehalten  wer- 
den, um  für  irgend  eine  militärische  Unternehmung  oder  für 
irgend  welchen  öffentlichen  oder  privaten  Dienst  verwendet 
zu  werden,  es  sei  denn,  daß  die  Regierung  oder  Lokalbehörde 
mit  den  beteiligten  Personen  über  die  Entschädigung  sich 
verständigt  hat,  welche  für  einen  solchen  Dienst  zu  gewäh- 
ren ist,  und  über  die  Vergütung,  welche  billigerweise  für 
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den  aus  dem  freiwillig  von  ihnen  übernommenen  Dienst  etwa  . 
entstehenden  Schaden  (der  nicht  rein  zufällig  ist)  gefordert 
worden  kann." 

Diese  Gesetzesstel'le  gibt  zu  Zweifeln  Anlaß.  Ihre  Fas- 
sung  ist  nicht  klar  und  enthalt  Widersprüche,  auf  die  Al- 
brecht hinweist.5*)  Seinen  Ausführungen  trete  ich  in  diesem 
Punkte  bei.  Immerhin  ist  Art.  2  ein  Beweis  für  die  Aner- 
kennung des  Angarienrechts  seitens  der  Vertragsstaaten. 

Art.  7  des  Vertrages  mit  Guatemala  vom  20.  Sept.  1887  55) 
regelt  den  Gegenstand  folgendermaßen: 

„Die  Schiffe,  Ladungen,  Waren  und  Effekten  von  Ange- 
hörigen des  einen  und  des  andern  Landes  können  beider- 
seitig weder  einem  Beschlagnahmeverfahren  unterworfen, 
noch,  zum  Zweck  irgend  welcher  militärischen  Expedition 
oder  einer  öffentlichen  Verwendung  zurückgehalten  werden, 
ohne  daß  vorher  durch  die  Beteiligten  selbst  oder  durch  von 
ihnen  ernannte  Sachverständige  eine  billige  Vergütung  fest- 
gestellt worden  ist,  welche  in  jedem  Falle  hinreicht  zur 
Deckung  aller  Nachteile,  Verluste,  Verzögerungen  und 
.Schäden,  welche  ihm  durch  den  Dienst,  dem  sie  unterworfen 
wurden,  entstanden  sind  oder  entstehen  könnten." 

Hiermit  stimmt  inhaltlich  genau  und  fast  wörtlich  Art.  16 
des  Vertrages  mit  dem  Freistaat  Salvador  vom  13.  Juni  1870,56) 
Art.  7  des  Vertrages  mit  Honduras  vom  11.  Dezember  1887  57) 
und  Art.  7  des  Vertrages  mit  Costa  Rica  vom  t8.  Mai  r875~58) 
überein. 

Eine  Abweichung,  die  wohl  nur  als  Redäktionsfehler  be- 
wertet werden  kann,  bringt  Art.  8  des  Vertrages  mit  der  Do- 
minikanischen Republik  vom  30.  Januar  1885  59): 

,,Dic  Schiffe,  Ladungen,  Waren  oder  Effekten,  welche  Deut- 
schen in  der  Dominikanischen  Republik  oder  Dominikanern 


M)  Albrecht,  a.  a.  O.  S.  42. 

*5)  RGBl.  1888,  S.  238. 
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in  Deutschland  gehören,  dürfen  nicht  mit  Beschlag  belegt 
oder  für  militärische  Unternehmungen  oder  sonstige  Zwecke 
irgend  welcher  Art  zurückgehalten  werden,  ohne  den  Betei- 
ligten eine  vorab  mit  demselben  zu  vereinbarende  Entschä- 
digung zuteil  werden  zu  lassen,  deren  Betrag  zur  Deckung 
aller  durch  jene  Maßregel  ihnen  erwachsenden  Schäden,. 
Verluste,  Verzögerungen  oder  Nachteile  ausreicht." 

Hiernach  sind  Staatsbürger  eines  Vertragsstaates,  die  in 
dem  andern  Vertragsstaate  wohnen,  auf  Grund  des  Angarien- 
rechts zur  Überlassung  ihrer  Schiffe  gehalten.  Dies  kann  die 
Absicht  der  beiden  Parteien  nicht  gewesen  sein.  Das  Angarien- 
recht greift  doch  dann  Platz,  wie  in  allen  vorgenannten  Ver- 
trägen anerkannt  wird,  wenn  die  Schiffe  sich  beim  Nehme- 
staat befinden.  Halten  sich  auch  die  Schiffs  e  i  g  e  n  t  ü  in  e  r 
im  Nehmestaat  auf,  so  erfolgt  eine  Beschlagnahme  und  Ver- 
wendung der  Schiffe  in  erster  Linie  auf  'Grand  des  nationalen 
Hoheitsrechts  des  Staates,  wie  es  auch  gegen  Schiffe  eigener 
Untertanen  wirksam  ist.  In  diesem  Sinne  äußert  sich  auch 
Rivier60):  ,,Le  droit  d'angerie  exerce  par  un  belligerant  aux 
depens  de  ses  nationaux  ou  des  habitants  de  son  territoire, 
n'appartient  pas  au  droit  des  gens  mais  au  droit  public  in- 
terne." 

Die  angeführten  Verträge  zeigen,  daß  nach  preußisch- 
deutscher und  der  Vertragsgegner  Ansicht  das  Angarienrecht 
anerkannt  wird  und  daß  mit  der  Entwicklung  des  Völkerrechts 
dieser  Standpunkt  beibehalten  und  befestigt  ist.  Besonders 
spricht  hierfür  der  Vertrag  von  1785  und  die  zahlreichen  den 
Gegenstand  behandelnden  Abmachungen  in  jüngster  Zeit.  Die 
Regelung  der  Entschädigungsfrage,  der  Umstand,  daß  die  An- 
wendung des  Angarienrechts  sich  nicht  ausdrücklich  auf  den 
Kriegsfall  beschränkt  und  nicht  auf  das  offene  Meer  ausdehnt, 
wie  sich  aus  den  Worten  ,.qui  auront  ete  retenus"  und  , »zurück- 
gehalten werden"  ergibt,  wird  den  Gegenstand  einer  zusam- 
menfassenden Darlegung  bilden.  Vorher  gehe  ich  noch  auf 
di#  Stellung  ein,  die  fremde  Staaten  in  Verträgen  untereinander 
zum  Angarienrecht  genommen  haben. 

«°)  a.  a.  O.  S.  328. 
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Der  Vertrag  zw  ischen  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika und  Peru  vom  6.  Sept.  1870 61)  bestimmt  in  Art.  2: 

„Nor  shall  they  —  they  Citizens  of  the  two  contracting 
parties  —  be  liable  to  any  embargo,  or  be  detained  with 
their  yessels,  cargoes,  merchandise,  goods,  or  effects,  withont 
being  allöwed  tlierefore  a  füll  and  sufficient  indemnification, 
which  shall  in  all  cases  be  agreed  upon  and  paid  in  advance." 

Der  etwas  später  von  den  Vereinigten  Staaten  mit  Sal- 
vador geschlossene  Vertrag  vom  6.  Dezember  187062)  trifft  in 
Art.  8  eine  .ähnliche  Regelung: 

„The  Citizens  of  neither  of  the  contracting  parties  shall  be 
liable  to  any  embargo,  nor  be  detained  with  their  vessels 
cargoes,  merchandiese,  or  effects,  for  any  military  expe- 
dition,  nor  for  any  public  or  private  purpose  whatever,  wit- 
hout  allowing  to  those  interested  an  equitable  and  suffi- 
cient indemnification." 

Beide  Verträge  unterscheiden  sich  durch"  eine  verschiedene 
Behandlung  der  Entschädigungsfrage.  Der  Vertrag  vom 
6.  September  schreibt  eine  der  Benutzung  vorausgehende  Ent- 
schädigung vor,  während  der  jüngere  Vertrag  ohne  Zeitangabe 
schlechthin  eine  Schadloshaltung  fordert  und  damit  eine  prak- 
tische Anwendung  des  Angarienrechts  ermöglicht. 

Um  das  Bild  der  staatlichen  Vertragspraxis  zu  vervoll- 
ständigen, mögen  noch  die  von  Albrecht  angeführten63)  Ver- 
träge Platz  finden,  die  Frankreich  und  Italien  mit  Spanien  und 
amerikanischen  Staaten  geschlossen  haben.  Der  Schiffahrts- 
vertrag zwischen  den  Staaten  des  deutschen  Zoll-  und  Han- 
delsvereins und  Frankreich  vom  2.  August  1862 64)  und  der 
Schiffahrtsvertrag  zwischen  dem  Norddeutschen  Bund  und 
Italien  vom  14.  Oktober  1867  65)  führt  das  Angarienrecht  nicht 
an.    Frankreich  hat  auch  das  Angarienrecht  erst  in  jüngster 


01)  Martens  et  Gussy:  Recueil  de  Traites,  Conventions  et  autres 
actes  diplomatiques  S.  56. 

62)  Martens  und  Gussy  a.  a.  O.  S.  96. 

«*)  Albrecht,  a.  a.  O.  S.  53—55- 
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Zeit  anerkannt,  trotzdem  es  sich  nicht  gescheut  hat,  ausgiebig 
von  diesem  Rechte  Gebrauch  zu  machen,  wie  das  Zeitalter 
Ludwigs  XIV.  und  der  Feldzug  Napoleons  nach  Ägypten  be- 
weist. '  Der  Vertrag  Frankreichs  mit  Spanien  vom  6.  Fe- 
bruar 1882  bestimmt  in  Art.  6: 

,,Les  ressortissants  des  deux  Parties  contractantes  ne  pour- 
ront  etre  assujettis  respectivement  ä  aucune  saisie,  ni  etre 
retenus  avec  leurs  navires,  equipages,  voitures  et  effets  de 
commerce,  quels  qu'ils  soient,  pour  aucune  expedition  mili- 
taire,  ni  pour  aucun  Service  public,  sans  qu'il  soit  accorde 
aux  interesses  une  indemnite  prealablement  convenue.  Tis 
seront  neanmoins  soumis  aux  requisitions  pour  transports 
(bagages) ;  mais  dans  ce  cas,  ils  auront  droit  ä  la  remune- 
ration  officiellement  etablie  par  l'autorite  competente  dans 
chaque  departement  ou  localite,  pour  les  nationaux." 

Es  wird  also  verlangt,  daß  vor  dem  Gebrauch  eine  Ent- 
schädigung versprochen  wird.  Eine  vorherige  Auszahlung 
der  Entschädigung  schreiben  die  Verträge  Frankreichs  mit 
Domingo  und  Mexiko  vor. 

Italien  behandelt  im  Vertrage  mit  Mexiko  vom  14.  De- 
zember 1870  in  Art.  12  den  Gegenstand  in  gleicher  Weise: 

,,Similmente  non  potranno  essere  occupati  o  detenuti  i  loro 
bastimenti,  equipaggi  e  mercanzie,  od  altre  proprietä  ed 
effetti,  per  qualunque  spedizione  militare,  ne  per  il  servizio 
dello  Stato  od  altre  uso  di  servizio  pubblico  qualsiasi,  senza 
una  corrispondente  indennitä." 

Eine  Schadloshaltung  muß  auch  hier  vor  dem  Gebrauch 
versprochen  werden.  Art.  4  des  Vertrages  mit  Guatemala  und 
Honduras  vom  31.  Dezember  1868  verlangt,  daß  die  Entschä- 
digung vor  dem  Gebrauch  festgestellt  wird. 

In  Art.  4  des  Vertrages  zwischen  Italien  und  Domingo 
vom  18.  Oktober  1886  scheint  das  Angarienrecht  verworfen  zu 
werden : 

,,Le  navi,  i  carichi,  le  merce  e  gli  effetti  appartenenti  ai  cit- 
tadini  delle  due  Parti  contraenti  non  potranno  sottoporsi 
rispettivamente  a  niuno  embargo  ne  essere  trattenuti  per 
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una  spedizione  militare  qualsiasi  ue  per  servizio  pubblico  di 
veruna  Sorte. '! 

Es  fragt  sich  aber,  ob  der  Nachsatz  des  Vertrages  von 
[866:  „senza  che  sia  loro  aecordata  un'indemnita  previamente 
convertüta"  nicht  auch  diesem  Artikel  bei  eingehenderer  Bera- 
tung beigefügt  wäre,  zumal  Domingo  vier  Jahre  vorher  im 
Vertrage  mit  Frankreich  vom  9.  September  1882  das  An- 
garienrecht  anerkannt  hat.  Außerdem  beweist  der  Vertrag 
zwischen  Italien  und  Columbien  vom  23.  Juli  1892,66).  daß 
Italien  seine  in  erstgenannten  Verträgen  gezeigte  Anerkennung 
des  Angarienrechts  noch  in  neuester  Zeit  aufrecht  hält  für  den 
Fall  der  ,, Unvermeidlichkeit"  einer  solchen  Maßregel  und,  falls 
sie  in  Friedenszeiten  erfolgt,  bei  vorheriger  Feststellung  der 
Entschädigung. 

Die  Gesamtheit  der  angeführten  Verträge  soll  beweisen, 
daß  die  Vertragsparteien  ein  Angarienrecht  kennen  und  an- 
erkennen. Paß  die  einzelnen  Staaten  auch  ohne  Verträge  das 
Angarienrecht  als  erlaubte  Maßregel  angesehen  haben,  ist  nicht 
zu  bezweifeln.  Man  braucht  nur  an  England  zu  denken,  das 
durch  Staatsverträge  zum  Angarienrecht  m.  W.  niemals  Stel- 
lung genommen  hat.  Und  doch  beweist  der  Notenaustausch 
im  Duclair-Fall,  daß  England  Bismarcks  Auffassung  über  die 
Berechtigung  des  Angarienrechts  nicht  bestritten  hat.  Über- 
dies berichtet  Hallek-Baker  1908  über  die  Stellung  Englands 
zum  Angarienrecht,  die  der  der  anderen  Staaten  entspricht.67) 
Demgegenüber  ist  es  bedeutungslos,  daß  England  den  Han- 
delsschiffskapitänen die  Anweisung  gegeben  hat,  gegen  das 
Angarienrecht  Einspruch  zu  erheben  und  die  Freilassung  der 
Schiffe  durchzusetzen,  wie  es  „The  Queens  Regulations  and 
Admiralty  Instructions  for  the  Government  of  Her  Majesty's 
Naval  Service"  O899)68)  in  Art.  456  folgendermaßen  vor- 
schreibt : 


m)  Vgl.  den  oben  angeführten  Vertrag  zwischen  Deutschland 
und  Columbien  von  1892. 

°7)  Angeführt  bei  Albrecht  S.  50. 

B8)  Angeführt  bei  Pereis,  a.  a.  O.  S.  222. 
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„Iii  the  case  of  any  British  merchant  ship,  whose  nationa- 
lity  is  unquestionable,  being  coerced  into  the  conveyance  of 
troops  or  into  taking  part  in  other  hostile  acts,  the  Senios 
Naval  Officer,  shoud  there  be  no  Diplomatie  or  Consular 
Authority  on  the  spot  will  remonstrate  with  the  local  autho- 
rities  and  take  such  other  steps  to  assure  the  release  or 
exemption  as  the  case  demand,  and  as  may  be  in  aecordance 
with  the  Regulations." 

Abgesehen  davon,  daß  England  seinerseits  nicht  auf  die 
Ausübung  des  Angarienrechts  verzichtet  hat,  vermag  ich  in 
der  vorliegenden  Stelle  keine  Ablehnung  des  Angarienrechts 
zu  erblicken.  Eine  Wegnahme  des  Schiffes  schlechthin,  wenn 
auch  gegen  Zahlung  einer  Entschädigung,  rechtfertigt  das 
Angarienrecht  nicht.  Im  übrigen  entspricht  Art.  456  so  recht 
dem  englischen  Herrschergeist  und  stellt  sich  dar  als  rück- 
sichtsloser Egoismus.  Selbstloser  erscheint  hiergegen  Nr.  9 
der  deutschen  Prisenordnung  vom  30.  September  1909 69): 

,,Auch  gegen  Zahlung  einer  Entschädigung  wird  der  Kom- 
mandant nicht  berechtigt,  Schiffe  oder  Güter,  die  der  Auf- 
bringung oder  Beschlagnahme  nicht  unterliegen,  gegen  den 
Willen  der  Beteiligten  anzufordern  (zu  requirieren)." 

Auch  hier  gilt  das  oben  Gesagte.  Wollte  Deutschland 
von  seiner  in  den  Staatsverträgen  kundgegebenen  Auffassung 
über  das  Angarienrecht  weichen,  so  hätte  es  folgerichtig  Än- 
derungen betreffs  des  Angarienrechts  treffen  müssen.  Dies  ist 
aber  nicht  geschehen.  Außerdem  hat  Nr.  9  der  Prisenordnung, 
wie  aus  dem  Zusammenhang  hervorgeht,  das  Angarienrecht 
nicht  beseitigen  wollen.  Und  selbst,  wenn  dies  der  Fall  wäre, 
würde  Nr.  9  nicht  praktisch  werden,  solange  andere  Staaten 
nicht  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  haben.  Es  ist  nicht  anzu- 
nehmen, daß  Deutschland  sich  einseitig  verpflichten  wollte. 

Der  Umstand,  daß  die  angeführten  Staatsverträge  teil- 
weise nach  Ablauf  der  vorgesehenen  Gültigkeitsdauer  er- 
loschen sind,  daß  die  weitere  Rechtsgültigkeit  mancher  Staats- 
verträge bestritten  ist,  daß  endlich  das  Gesetz  über  den  Frie- 


09)  RGBl.  1914,  S.  275 
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densschluß  /wischen  Deutschland  und  den  alliierten  und  asso- 
ziierten Mächten  vom  16.  Juli  1919 70)  nicht  ohne  Bedeutung 
Für  das  Fortbestehen  dieser  Verträge  ist,  kann  die  aus  diesen 
Verträgen  gezogene  Folgerung  des  Bestehens  eines  Angarien- 
rechts nicht  hinfällig  machen.  Abgesehen  hiervon  bestehen 
manche  Verträge  auch  noch  zu  Recht.  Ks  ist  aber  ohne  Zwei- 
te!, daß  kein  Vertrag  deswegen  außer  Kraft  ist,  weil  in  der 
Auffassung  eines  Vertragsstaates  über  die  Berechtigung  und 
das  Bestehen  des  Angarienrechts  eine  Wandlung  eingetreten 
ist.  Fast  alle  Staaten  der  Erde,  auch  die  kleinsten,  sind  in 
irgend  einem  Vertrage  Vertragspartei.  Es  ist  nicht  anzu- 
nehmen, daß  die  Parteien  durch  die  Aufnahme  des  Angarien- 
rechts eine  neue  Einrichtung  haben  schaffen  wollen.  Wie 
konnte  bei  der  eingangs  dieser  Abhandlung  dargestellten  Völ- 
kerrechtsentwicklung ein  Staat  diese  für  die  neutrale  Handels- 
schiffahrt immerhin  ungünstige  Regelung  ins  Leben  rufen! 
Das  Angarienrecht  war  ihm  eine  völkerrechtlich  anerkannte 
Maßnahme,  wenn  auch  das  geschriebene  Völkerrecht  sie  nicht 
verzeichnet.  Als  Glied  der  Völkerrechtsgemeinschaft  konnte 
ein  Staat  das  Völkerrecht  nicht  verneinen.  Wohl  stand  es  ihm 
frei,  eine  besondere  Verständigung  mit  einem  anderen  Staate 
vertraglich  zu  treffen,  gewassermaßen  ein  zwischen  den  Par- 
teien geltendes  Ausführungsgesetz  zu  erlassen.  Daß  die  Be- 
dingungen der  Verträge  nicht  härter  waren,  als  sie  das  ohne 
Vertrag  bestehende  Völkerrecht  für  das  Angarienrecht  schuf, 
bedarf  keiner  weiteren  Erörterung.  Ich  führe  nur  an,  daß 
viele  Verträge  an  erster  Stelle  die  Bezeichnung  „Freund- 
schaftsverträge"  haben. 

Eins  ist  aber  m.  E.  sicher!  Trotzdem  nur  einzelne  Ver- 
träge für  die  Anwendung  des  Angarienrechts  den  ,,Fall  der 
Unvermeidlichkeit"  ausdrücklich  zur  Voraussetzung  haben, 
dürfte  diese  Voraussetzung  auch  bei  nicht  ausdrücklicher  Auf- 
nahme in  den  Vertrag  immer  als  der  wächtigste  Bestandteil 
des  Angarienrechts  von  den  Vertragsparteien  angesehen  wor- 
den sein.  Das  Gegenteil  hieße,  den  Neutralitätsbrnch  vertrag- 
lich festlegen. 


70)  RGBl.  S.  687. 
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Daß  der  Nehmestaat  eine  Entschädigung  zu  leisten  hat, 
entspricht  der  Billigkeit.  Wenn  die  Vertragsstaaten  in  den 
meisten  Fällen  eine  besondere  Regelung  der  Entschädigungs- 
frage im  Interesse  des  Schiffseigentümers  treffen,  so  ist  dies 
bezeichnend  für  den  Geist  der  Verträge,  die  an  anderer  Stelle 
ohne  Ausnahme  die  Meistbegünstigungsklausel  anführen. 
Welche  Bedeutung  dieser  Regelung  beizumessen  ist,  wird  am 
Schluß  zu  sagen  sein. 

Die  Verträge  führen  neben  der  Aneignung  von  Schiffen 
auch  eine  solche  von  Ladung  und  Effekten  an.  Gegenstand 
des  Angarienrechts  sind  jedoch  m.  E.  die  Schiffe  allein,  da  für 
die  anderen  Gegenstände  sonstwie  vertragliche  Abmachungen 
getroffen  sind. 

Daß  das  Angarienrecht  heute  nur  noch  eine  Kriegsmaß- 
regel darstellt,  ist  oben  nachgewiesen  worden71)  und  wird  von 
Rivier72)  in  folgender  Weise  bestätigt: 

L'interpretation  en  est  restrictive,  et  malgre  des  affirmations 
contraires  il  faut  maintenir  que,  dans  le  doute  et  sauf  dispo- 
sitions  particulieres,  c'est  un  droit  de  guerre,  non  applicable 
a  l'etat  de  paix. 


Kapitel  III. 

Während  die  Staatsverträge  ausnahmsweise  einen  Fall  der 
, .Unvermeidlichkeit"  als  Rechtfertigungsgrund  für  die  An- 
wendung des  Angarienrechts  anführen,  ziehen  die  Schrift- 
steller, trotz  der  im  allgemeinen  sehr  knappen  Stelungnahme 
zum  Angarienrecht,  fast  ausnahmslos  die  „ Notwendigkeit"  in 
den  Mittelpunkt  der  Besprechung.  Das  Angarienrecht  auf 
feindliche  Handelsschiffe  scheidet  hier  aus,  da  es  eine  selbstän- 
dige Regelung  gefunden  hat.  Da  das  Angarienrecht  auf  neu- 
trale Handelsschiffe  nur  als  Kriegsnaßnahme  denkbar  ist,  spre- 
chen die  Schriftsteller  zumeist  von  einer  „Kriegsnotwendig- 
keit'4.   Dieser  Ausdruck  mag  beibehalten  werden.  Verschie- 


S.  18. 

72)  a.  a.  O.  S.  328. 
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dentlich  habe  ich  dargelegt,  daß  diese  Kriegsnotwendigkeit 
für  das  Angärienrecht  eine  wesentliche,  sogar  die  erste  Voraus- 
setzung ist.  Was  aber  diese  Kriegsnotwendigkeit  ist,  wie  eng 
und  w  ie  weit  ihre  Grenzen  zu  ziehen  sind,  m.  a.  W.,  was  ihr- 
juristischer  Inhalt  ist,  bedarf  noch  der  Aufklärung.  Ist  das 
Wesen  der  Kriegshotwendigkeit,  des  wichtigsten  Bestandteils 
des  Angarienrechts  erkannt,  so  lassen  sich  die  noch  offen  ge- 
lassenen Fragen  der  Schadloshaltung  und  der  örtlichen  Aus- 
lehnuni; des  Angarienrechts  leicht  beantworten. 

Der  Krieg  als  solcher  ist  eine  völkerrechtlich  erlaubte  und 
lie  letzte  Maßnahme  zur  Erledigung  von  Staatsstreitigkeiten. 
Er  schafft  neue  Rechtsbegriffe  und  dreht  in  manchen  Punkten 
die  Friedensordnung  um.  Sofern  nicht  das  Völkerrecht  etwas 
anderes  bestimmt,  darf  eine  Kriegspartei  alle  ihr  zu  Gebote 
stehenden  Mittel  benutzen,  um  eine  Entscheidung  zu  ihren 
Gunsten  herbeizuführen.  Dies  verlangt  die  Kriegsnotwendig- 
keit. Jeder  Kriegführende  befindet  sich  im  Notstand.  Dieser 
Notstand  ist  aber  nicht  der  unseres  Straf-  oder  Zivilrechts, 
auch  nicht  die  Notwehr.  Während  die  Notwehr  in  beiden 
Rechtsgebieten  einen  rechtswidrigen  Angriff,  von  dem  im 
Kriege  keine  Rede  sein  kann,  voraussetzt,  verlangt  der  Not- 
stand unseres  StGB,  im  §  54  eine  Gefahr  für  Leib  oder  Leben 
des  Täters  oder  eines  Angehörigen.  Der  Notstand  des  BGB. 
in  §  228  richtet  sich  gegen  die  von  einer  Sache  drohende  Ge- 
fahr. Von  alledem  kann  im  Kriege  nicht  gesprochen  werden. 
Hier  ist  zu  allen  Zeiten  in  der  Weltgeschichte  ein  besonderer 
Notstand,  der  Kriegsnotstand,  anerkannt. 

Während  sich  eine  Kriegshandlung  in  Friedenszeiten  im 
allgemeinen  als  unerlaubte  strafbare  Handlung  darstellt,  wird, 
wie  Liszt1)  sagt,  im  Kriege  der  Begriff  des  Delikts  ausge- 
schlossen durch  den  Mangel  an  Rechtswidrigkeit,  begründet 
eben  durch  den  Kriegsnotstand.  In  Art.  22  der  Anlage  zum 
4.  Haager  Abkommen  betreffend  die  Gesetze  und  Gebräuche 
des  Landkrieges  vom  18.  Oktober  1907  ist  aber  bestimmt: 

die  Kriegführenden  haben  kein  unbeschränktes  Recht  in  der 
Wahl  der  Mittel  zur  Schädigung  des  Feindes. 


* 


l)  Liszt,  a.  a.  O.  S.  180 
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Es  ist  demnach  ausgeschlossen,  daß  alles  mit  der  sog. 
,,Kriegsraison"  oder  der  „necessite  de  ia  guerre"  entschuldigt 
werden  kann.  Man  mag  über  den  von  Renauld  und  Laretta, 
den  Vertretern  Frankreichs  und  Argentiniens  auf  der  Haager 
Konferenz  von  1907,  vorgebrachten  Gedanken  „ein  Krieg  wird 
umso  eher  sein  Ende  erreichen,  je  schrecklicher  und  vernich- 
tender er  geführt  wird",2)  denken  wie  man  will.  Das  Völker- 
recht hat  diesen  Satz  .nicht  anerkannt.  Der  Kriegsnotstand 
kann  gegen  die  Neutralen  nicht  angewendet  werden,  falls  diese 
sich  nicht  neutralitätswidriger  Unterstützung  des  Feindes  oder 
des  Konterbandetransports  schuldig  machen.  In  diesem  Falle 
tritt  der  Neutrale,  soweit  eine  solche  Handlung  in  Frage 
kommt,  auf  die  Seite  des  Feindes.  Nur  deshalb  liegt  hier  aus- 
nahmsweise der  gewöhnliche  Kriegsnotstand  vor,  der,  gleichwie 
der  Notstand  des  BGB.  im  §  228  eine  Beziehung  zwischen  der 
gefahrdrohenden  Sache  und  dem  Bedrohten  darstellt,  ein  Ver- 
hältnis zwischen  den  Kriegsparteien  schafft. 

Wie  ist  aber  die  Wegnahme  neutraler  Handelsschiffe  zu 
rechtfertigen  auf  Grund  des  Angarienrechts,  das  doch,  wie  dar- 
gelegt wurde,  eine  erlaubte  Maßnahme  ist,  genau  wie  die 
Blokade  und  das  Embargo?  Es  ist  oben  des  öfteren  darauf 
hingewiesen  worden,  daß  die  Anwendung  des  Angarienrechts 
auf  neutrale  Handelsschiffe  eine  Kriegsnotwendigkeit  zur  Vor- 
aussetzung hat  und  das  selbst  dann,  wenn  in  Verträgen  nur 
eine  Regelung  der  Entschädigungsfrage  getroffen  ist.  Diese 
Kriegsnotwendigkeit  kann  niemals  der  Notstand  sein,  der  das 
Vorgehen  gegen  den  Feind  rechtfertigt.  Das  Angarienrecht  in 
diesem  Sinne  trifft  ja  unmittelbar  den  Neutralen  und  ist  ledig- 
lich in  seiner  Zweckverfolgung  gegen  den  Feind  gerichtet. 
Wie  der  Kriegsnotstand,  durch  eine  Zwangslage,  nämlich  durch 
den  Krieg,  hervorgerufen,  mit  allen  Mitteln  gegen  den  Feind 
vorzugehen  gestattet,  so  muß  auch  diese  Kriegsnotwendigkeit 
durch  eine  Zwangslage  herbeigeführt  sein,  wenn  der  Nehme- 
staat vom  Angarienrecht  Gebrauch  machen  will.  Liszt3)  will 
deshalb  das   Angarienrecht   nur   als   N01  Standsmaßregel  ge- 


-)  Prot.  III,  S.  793  und  810. 

3)  a.  a.  O.  S.  356  (to.  Aufl.).;  nicht  behandelt  in  der  11.  Auflage. 
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statten.  Er  denkt  nicht  an  den  besonderen  .Kriegsnotstand 
gegen  den  Feind,  sondern  an  den  strafi echtlich  und  privat- 
rechtlich  anerkannten  Begriff  des  Notstandes,  der  nach  ihm*) 
auch  für  das  Gebiet  des  Völkerrechts  die  Rechtswidrigkeit  der 
begangenen  Verletzung  ausschließt.  Das  Völkerrecht  ist  in 
diesem  Zusammenhang  ein  Rechtsgebiet,  das  über  den  Wir- 
kungskreis des  nationalen  Rechts  hinausgeht.  Dieser  Ansicht 
Liszt's  dürfte  beizutreten  sein.  Sie  ist  auch  unwidersprochen 
geblieben.  Seine  allgemeine  Notstandsvoraussetzung  für  das 
Angarienrecht  kann  aber  m.  E.  nicht  richtig  sein.  Das  An- 
garienrecht wäre  dann  überflüssig.  Es  wäre  nichts  anderes 
wie  ein  Notstand,  nur  besonders  benannt.  Wie  hätte  in  diesem 
Falle  das  ius  angariae  eine  solche  seiner  Berechtigung  und 
seinem  Wesen  nach  bestrittene  Rechtseinrichtung  sein  können! 
Die  Kriegsnotwendigkeit  ist  zwar  verwandt  mit  dem  allge- 
meinen Notstand,  aber  sie  ist  nicht  der  Notstand,  wie  wir  ihn 
in  §  54  StGB,  und  §  228  BGB.  festgelegt  sehen.  Andererseits 
ist  die  Kriegsnotwendigkeit  als  Voraussetzung  der  Ausübung 
des  Angarienrechts  nicht  das  ,,quae  ad  finern  belli  necessaria 
sunt'4.  Der  Neutralitätsbegriff,  wie  er  von  dem  Kriegführen- 
den und  dem  Neutralen  geachtet  werden  muß,  widerspricht 
einer  solchen  Auffassung. 

M.  E.  haben  wir  aber  mi  §  904  BGB.  eine  Handhabe,  die 
den  Begriff  und  Umfang  der  ,, Kriegsnotwendigkeit"  in  diesem 
Sinne  in  zutreffender  Weise  klärt.    §  904  lautet: 

Der  Eigentümer  einer  Sache  ist  nicht  berechtigt,  die  Einwir- 
kung eines  anderen  auf  die  Sache  zu  verbieten,  wenn  die 
Einwirkung  zur  Abwendung  einer  gegenwärtigen  Gefahr 
not wendig  und  der  drohende  Schaden  gegenüber  dem  aus 
der  Einwirkung  dem  Eigentümer  entstehenden  Schaden  un- 
verhältnismäßig groß  ist.  Der  Eigentümer  kann  Ersatz  des 
ihm  entstehenden  Schadens  verlangen. 

§  904  regelt  die  Fälle,  in  denen  der  Eingriff  in  das  fremde 
Rechtsgut  nicht  zur  Verteidigung  gegen  eine  gerade  dem  An- 
greifer   drohende    Gefahr,    sondern    zur   Rettung   aus  einer 


*)  a.  a.  O.  S.  20i. 
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anderweit  entstandenen  Notlage  erfolgt.  Der  Eingriff  ist 
hier  nur  dann  erlaubt,  wenn  er  „zur  Abwendung  einer  gegen- 
wärtigen Gefahr  notwendig''  und  zugleich  ,,der  drohende 
Schaden  ....  übermäßig  groß  ist".  Sind  beide  Voraussetzun- 
gen vorhanden,  dann  darf  der  in  dieser  Lage  Handelnde  den 
Widerstand  des  Eigentümers  wenn  nötig  mit  Gewalt  brechen; 
ein  Notwehrrecht  gegen  ihn  steht  dem  Eigentümer  nicht  zu. 
Der  angerichtete  Schaden  muß  dem  Eigentümer  aber  nach 
§  904  stets,  und  nicht  nur  dann,  wenn  der  das  Eigentum  Ver- 
letzende seine  Notlage  selbst  verschuldet  hat,  ersetzt  werden. 
Der  letzte  Gesichtspunkt  unterscheidet  §  904  von  §  228  BGB., 
wo  zur  Schadensersatzpflicht  ein  Verschulden  gefordert  wird. 
Der  Verletzer  haftet  nicht  aus  dem  Delikt,  sondern  aus  dem 
Gesichtspunkt  der  Enteignungsentschädigung.  Das  deutsch- 
rechtliche  „Veranlassungsprinzip"  hat  hier  also  über  das 
römisch-rechtliche  „Verschuldungsprinzip"  gesiegt. 

Der  Gedanke  des  §  904  BGB.  kann  m.  E.  ohne  Bedenken 
für  das  Angarienrecht  auf  neutrale  Handelsschiffe  verwertet 
werden.  Es  ist  eine  gerechte  Entscheidung  und  sie  scheint 
mir  den  Kern  der  Sache  zu  treffen.  Das  Angarienrecht  in 
dieser  juristischen  Umschreibung  wird  nicht  mehr  den  Gegen- 
stand so  vieler  Meinungsverschiedenheiten  und  großer  Rechts- 
unsicherheit bilden.  Der  Unterschied  zwischen  Schiffsgebrauch 
und  Schiffsverbrauch  fällt  fort.  Die  vielumstrittene  und  nur 
vereinzelt5)  bejahte  Frage,  ob  das  Angarienrecht  außer  in  den 
eigenen  Gewässern  des  Nehmestaates  auch  auf  hoher  See  ge- 
stattet ist,  beantwortet  sich  selbst.  Zutreffend  sagt  Wehberg:8) 
„Kann  man,  wenn  die  Kriegsnotwendigkeit  die  Grundlage 
dieser  Befugnis  —  sc.  des  Angarienrechts  —  bildet,  einen 
Unterschied  machen  zwischen  den  eigenen  Gewässern  und  der 
hohen  See?  Der  Kriegsnotwendigkeit  können  nur  die  Grenzen 
gezogen  werden,  die  ausdrücklich  anerkannt  sind." 

Es  ist  nebensächlich,  ob  ein  Staat  das  Angarienrecht  aus- 
übt in  einem  Gebiete,  über  das  ihm  unbeschränkte  oder  be- 


5)  Oppenheim,  International  Law.  Bd.  II;  S.  395. 
e)  a.  a.  O.  S.  70. 
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schränkte  Hoheitsrechte,  wie  es  bei  den  Küstengewässern  nach 
herrschender  Ansicht  der  Fall  ist,  zustehen.  Ein  Beispiel  mag 
zur  Erläuterung  dienen:  Deutschland  befindet  sich  mit  England 
im  Krieg.  Neutrale  Handelsschiffe  halten  sich  in  der  Drei- 
meilenzone vor  der  Elbmündung  auf.  Deutschland  rechnet. mit 
der  Möglichkeit,  daß  England  mit  großer  Übermacht  auf  dem 
Schiffahrtswege  in  die  Elbe  eindringen  kann,  um  so  in  das 
Innere  von  Deutschland  zu  gelangen.  In  diesem  Falle  kann 
Deutschland  die  neutralen  Schiffe  nicht  in  der  Elbmündung 
auf  Grund  des  Angarienrechts  versenken,  um  eine  Durchfahrt 
der  englischen  Motte,  die  nur  im  Bereich  der  Möglichkeit  liegt, 
zu  verhindern.  Diese  Maßregel  ist  nicht  notwendig  zur  Ab- 
wendung einer  g  e  g  e  n  w  ä  r  t  i  g  e  n  Gefahr.  Anders,  wenn  die 
englische  Flotte  in  dieser  Absicht  von  Helgoland  aus  auf  die 
Elbmündung  zufährt,  vorausgesetzt,  daß  Deutschland  andere 
Abwehrmittel  nicht  zur  Verfügung  stehen.  Es  ist  unwesent- 
lich, ob  sich  die  neutralen  Schiffe  in  der  Dreimeilenzone  oder 
im  Hamburger  Hafen  befinden,  oder  ob  sie  gar  auf  hoher  See 
zu  diesem  Zw  ecke  beschlagnahmt  werden.  Ebenso  könnte  die 
Versenkung  neutraler  Schiffe  auf  Grund  des  Angarienrechts 
bei  gleicher  Sachlage  in  der  Rheinmündung  geschehen,  wenn 
diese  von  Deutschland  besetzt  wäre. 

Die  Entschädigungsfrage  kann  keine  Schwierigkeiten  mehr 
bieten.  Wie  im  §  904  BGB.,  so  steht  auch  beim  Angarienrecht 
dem  Geschädigten  ein  Ersatzanspruch  zu,  der  in  analoger  An- 
wendung der  §§  249,  252  BGB.  zu  leisten  wäre.  Die  Kriegs- 
notwendigkeit in  diesem  Sinne,  die  durch  die  ,, gegenwärtige 
Gefahr"  bedingt  wird,  wird  in  den  seltensten  Fällen  aber  Zeit 
lassen,  vor  Anwendung  des  Angarienrechts  eine  Entschädi- 
gung zu  vereinbaren.  Zudem  wird,  falls  das  Schiff  zurück- 
gegeben wird,  der  Grad  der  Abnutzung  vorher  nicht  abzu- 
schätzen sein. 

Der  Billigkeit  entspricht  es,  die  Entschädigung  vom 
Standpunkt  des  Schiffseigentümers  zu  berechnen.  So  darf  ihm 
/..  B.  ein  Valutaunterschied  nicht  zum  Nachteil  gereichen.  Die 
Forderung,  daß  der  drohende  Schaden  gegenüber  dem  aus  der 
Einwirkung  dem  Eigentümer  entstehenden  Schaden  unverhält- 
nismäßig groß  sein  muß,  wird  bei  dem  in  den  angegebenen 
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Grenzen  ausgeübten  Angarienrecht  keine  Schwierigkeiten 
bieten. 

In  Analogie  des  §  904  BGB.  würde  sich  demnach  der 
Inhalt  des  Angarienrechts  auf  neutrale  Handelsschiffe  fol- 
gendermaßen in  positiver  Form  zusammenfassen  lassen: 

,,E  ine  kriegführende  Partei  ist  berechtigt, 
auf  Handelsschiffe,  die  i  m  E  i  g  e  11 1  u  m  einer 
neutralen  Macht  oder  eines  U  n  t  e  r  t  a  n  e  n  e  i  n  e  r 
neutralen  Macht  stehen,  durch  Benutzung 
oder  Vernichtung  einzu  wirke  n,  w  e  n  n  die  Ei  n- 
w  i  r  k  u  n  g  zur  A  b  w  e  n  d  u  n  g  einer  g  e  g  en  wätti- 
g  e  n  G  e  f  a  h  r  n  o  t  w  e  n  d  ig  u  n  d  d  er  drohende  Sc  h  a- 
d  e  n  gegenüber  d  e  m  aus  der  Einwirkung  de  m 
Eigentümer  entstehenden  Schaden  unver- 
hältnismäßig groß  ist.  Der  Eigentümer  kann 
Ersatz  des  ihm  entstehenden  Schadens,  der 
sich  auch  auf  den  entgangenen  Gewinn  er- 
strecken muß,  verlangen." 

Als  Ergebnis  der  vorliegenden  Abhandlung  ist  festzustel- 
len, daß  es  ein  Angarienrecht  auf  Handelsschiffe  der  eigenen 
Flagge  nicht  gibt.  Dem  nationalen  Hoheitsrecht,  nicht  dem 
Völkerrecht  steht  die  Befugnis,  die  Requisition  von  Schiffen 
dieser  Art  zu  gestatten,  zu.  Das  Angarienrecht  auf  feindliche 
Handelsschiffe  hat  seine  Regelung  in  Art.  2  und  3  des  Haager 
Abkommens  vom  18.  Oktober  1907  gefunden  und  ist  als  solches 
anerkannt. 

Das  tatsächlich  bestehende  Angarienrecht  auf  neutrale 
Handelsschiffe  muß  in  geeigneter  Weise  durch  Völkerrechts- 
vertrag noch  festgelegt  werden,  und  zwar  m.  E.  in  Anlehnung 
an  §  904  BGB.,  vielleicht  in  angegebener  Fassung.  Die  Ver- 
pflichtung der  Staaten  darf  aber  nicht  eine  fakultative,  wie  in 
Art.  1  des  Abkommens  vom  18.  Oktober  1907,  sondern  sie 
muß  eine  obligatorische  sein.  Außerdem  dürfen  Vorbehalte 
irgend  welcher  Art  seitens  eines  Staates  nicht  zugelassen  wer- 
den, damit  das  Angarienrecht  auf  neutrale  Handelsschiffe  nicht 
etwas  Halbfertiges  ist,  wie  das  Angarienrecht  auf  feindliche 
Handelsschiffe.  Gerade  das  Völkerrecht  muß  unzweideutige, 
fertige  Bestimmungen  haben.    Zu  welchen  Mißhelligkeiten  das 
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Gegenteil  führen  kann,  zeigt  der  Fall  ,, Maria  Gläser":7)  Das 
Prisengericht  in  London  ließ  den  beschlagnahmten  Rostocker 
Dampfer  Maria  Gläser,  der  am  5.  August  1914  auf  der  Fahrt 
von  Barry  nach  Archangelsk  aufgebracht  war,  versteigern. 
Der  Kapitän  hate  nicht  gewußt,  daß  am  4.  August,  als  er 
Barr)  verließ,  der  Krieg  zwischen  Deutschland  und  England 
erklärt  wurde.  Entgegen  Art.  3  des  Haager  Abkommens  vom 
18.  Oktober  1907  rechtfertigte  England  sich  damit,  daß 
Deutschland  dieser  Bestimmung  gegenüber  Vorbehalte  ge- 
macht hätte.  M.  E.  hat  England  mit  Recht  vom  Seebeuterecht, 
das  wegen  des  deutschen  Vorbehalts  in  diesem  Falle  vom  An- 
garienrecht  auf  feindliche  Handelsschiffe  noch  nicht  verdrängt 
war,  Gebrauch  gemacht. 

Daß  das  Privateigentum  im  Seekriegsrecht  genau  so  be- 
handelt wird,  wie  das  Privateigentum  im  Landkriegsrecht, 
kann  bei  der  Eigenart  der  Verhältnisse  zur  See  nicht  verlangt 
werden.  Der  gegenteiligen  Ansicht  Bluntschli's 8)  ist  nicht  bei- 
zutreten. Daß  aber,  wie  im  Landkriegsrecht,  das,  was  Rech- 
tens und  das,  was  nicht  Rechtens  ist,  in  maßgebender  und  all- 
gemein anerkannter  Weise  auch  im  Seekriegsrecht  festgelegt 
wird,  ist  eine  billige  Forderung,  auf  die  nicht  verzichtet  wer- 
den kann. 


7)  In  der  Kölnischen  Zeitung  Nr.  1070,  Jahrg.  1914. 

8)  Das  Beuterecht  im  Kriege  und  das  Seebeuterecht  insbesondere, 
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Lebenslauf. 

Ich,  Robert  Arnsberg,  bin  geboren  am  14.  Juni  1892  zu 
Beckum  i.  W.  als  dritter  Sohn  des  Kaufmanns  Anton  Arnsberg 
und  seiner  Ehefrau  geborenen  Maria  Biermann.  Nach  Besuch 
der  Volks-  und  Rektoratschule  meiner  Heimatstadt  und  des 
Gymnasiums  in  Coesfeld  i.  W.  erhielt  ich  Ostern  1912  das 
Reifezeugnis.  Ich  widmete  mich  sodann  in  Erlangen  und 
Münster  dem  Studium  der  Medizin.  Vom  1 .  April  bis  zum 
i.  Oktober  1912  genügte  ich  meiner  Dienstpflicht  als  Einjährig- 
Freiwilliger  beim  ehem.  Kgl.  bayr.  Inf. -Regt.  19  in  Erlangen, 
linde  Juli  1914  legte  ich  in  Münster  die  ärztliche  Vorprüfung 
ab.  Bei  Kriegsausbruch  wurde  ich  nach  kurzer  anderweitiger 
Verwendung  der  10.  Komp.  Inf  .-Regt.  55  als  Sanitäts-Unter- 
offizier zugeteilt.  Am  14.  Mai  1915  wurde  ich  als  Vizefeld- 
webel vor  Richebourg  bei  la  Bassee  schwer  verwundet.  Da 
mir  infolge  der  Verwundung  die  Ausübung  des  Arztberufes 
sehr  erschwert  erschien,  entschloß  ich  mich,  Rechts-  und  Staats- 
wissenschaften zu  studieren.  Nach  Besuch  der  Universitäten 
Münster  und  Göttingen  meldete  ich  mich  zum  Referendar- 
examen, das  ich  am  6.  Juni  1918  vor  der  Prüfungs-Kommission 
bei  dem  Oberlandesgericht  in  Hamm  bestand.  Zur  weiteren 
Ausbildung  wurde  ich  in  der  Folgezeit  dem  Amtsgericht  meiner 
Heimatstadt  Beckum  im  ersten  und  zweiten  Ausbildungs- 
abschnitt, dem  Landgericht  und  der  Staatsanwaltschaft  in 
Münster,  einem  Rechtsanwalt  und  Notar  in  Beckum  und  Ahlen, 
schließlich  dem  Oberlandesgericht  in  Hamm  überwiesen. 

Am  8.  Dezember  1919  bestand  ich  auf  Grund  der  vorlie- 
genden Dissertation  das  mündliche  Doktorexamen  vor  der 
rechts-  und  Staats  wissenschaftlichen  Fakultät  der  Universität 
Greifswald. 

Am  13.  Juli  1921  legte  ich  vor  der  Justizprüfungskom- 
mission in  Berlin  die  große  juristische  Staatsprüfung  ab. 

Nach  mehrwöchiger  Tätigkeit  als  Hilfsrichter  am  Amts- 
gericht in  Hamm  bin  ich  jetzt  juristischer  Hilfsarbeiter  bei  der 
Verwaltung  der  Provinz  Westfalen  in  Münster. 


